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Liebe Leserinnen und Leser,
so unterschiedlich groß die Zustimmung 
oder Skepsis zur Beschäftigung schaffen-
den Infrastrukturförderung � BSI � bei 
unserer Recherche zum Titelthema wa-
ren, unter dem Strich liefen alle Ge-
spräche immer auf eins hinaus: Der Auf-
wand dafür muss sich rechnen! Und zwar 
im Vergleich zu den Effekten, die mit BSI 
für Arbeitslose und (!) die Region erzielt 
werden können. Diese Besonderheit des 
Förderinstruments ging auch nach der 
Einführung des SGB III nicht verloren. 
Jedoch spielt BSI in Brandenburg regio-
nal eine sehr unterschiedliche Rolle, wie 
die Analyse auf den Seiten 4 bis 5 ver-
deutlicht. Trotzdem zeigen die weiteren 
Beiträge, dass vor allem in Bezug auf Ver-
zahnung von Arbeits- und Strukturför-
derung BSI auch weiterhin eine wichtige 
Rolle spielt. Die Potenziale von BSI ver-
dienen es deshalb, sie wenigstens bei den 
nächsten Vorhaben in den Kommunen in 
Betracht zu ziehen.

Der Debatte um den Niedriglohnsek-
tor widmet sich ein Tagungsbericht in der 
Rubrik Förderinformationen. Was sind 
so genannte �einfache Arbeiten�, welche 
Effekte bringen sie dem regulären Ar-
beitsmarkt, welche Wirkung haben sie 
für Langzeitarbeitslose, dies sind nur ei-
nige Fragen, auf die Teilnehmer einer Ta-
gung der Friedrich-Ebert-Stiftung ver-
suchten, Antworten zu �nden.

Im EU-Bulletin steht wieder viel 
Neues bezüglich der kommenden EU-
Förderperiode und den neuen Program-
men, die fast schon �naturgemäß� zu Be-
ginn eines neuen Kalenderjahres starten. 
Aber keine Angst, einige Themen wie 
z.  B. die demogra�sche Entwicklung 
bleiben in den nächsten Jahren auf der 
Agenda, wie der Tagungsbericht in der 
Rubrik Prisma auf Seite 25 beweist.

In diesem Sinne bleibt für uns, Neues 
und Dauerbrenner für Sie lesbar aufzube-
reiten, die Maxime auch im neuen Jahr!
die Redaktion
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Zukunftsbranche

Seniorenwirtschaft
Das Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend hat ein neues 
Online-Portal freigeschaltet, das sich an 
ältere Menschen richten und zu einem 
Markplatz für alle entwickeln soll. So-
wohl Bürgerinnen und Bürger als auch 
Unternehmen �nden dort Informationen 
über Produkte und Dienstleistungen. 
Das Portal gliedert sich in Rubriken wie 
�Wohnen und Bauen�, �Heim und Hand-
werk� oder �Technik und Mobilität�. Ent-
sprechend einer DIW-Studie wächst die 
Wirtschaftskraft ˜lterer zusehends. 
Menschen ab 60 Jahren können danach 
pro Monat rd. 26 Mrd. Euro ausgeben. 
Allein das Verreisen dieser Altersgruppe 
hat sich in 30 Jahren verdoppelt. 
Infos
Internet: www.wirtschaftskraft-alter.de

Expertise beweist
 
Familienpolitik stärkt Wirtschaft
Familienpolitische Maßnahmen könnten die Wertschöpfung in den 
nächsten Jahrzehnten spürbar steigern. Bis zum Jahr 2050 wäre eine fa-
milienpolitische Wachstumsdividende von fast 25 Prozent zu erwarten, 
so das Ergebnis der Expertise �Wachstumseffekte einer bevölkerungs-
orientierten Familienpolitik� des Instituts der deutschen Wirtschaft 
Köln (IW). In der Expertise wurden Wachstumseffekte ermittelt, die 
durch eine nachhaltige Familienpolitik entstehen könnten, wenn diese 
sich auf eine Erhöhung der Geburtenrate, eine Steigerung der Frauener-
werbstätigkeit und auf Verbesserung der Bildungschancen für Kinder 
konzentriert. Als Bestandteile einer wachstumsorientierten Familienpo-
litik empfehlen die Autoren die Einführung eines Elterngeldes, den 
Ausbau der frühkindlichen Betreuung, die Verkürzung der Schul- und 
Ausbildungszeiten bei gleichzeitiger Einführung von Ganztagsschulen 
sowie eine verstärkte Modularisierung der Ausbildung. 
Infos
Die Expertise kann unter dieser Adresse als PDF-Datei kostenlos aus dem 
Internet geladen werden: http://tinyurl.com/wszs6

Europas Kulturbranche 

BIP und Arbeitsplätze 
Der europäische Kultursektor zeitigt überdurchschnitt-
liches Wachstum und ist von großer Bedeutung für den 
Arbeitsmarkt. Das sind die Ergebnisse einer Studie, die 
die Europäische Kommission den EU-Kulturministern 
vorgelegt hat. Mit 5,8 Millionen Arbeitnehmern sind in 
der Kulturbranche mehr Menschen beschäftigt, als in 
Griechenland und Irland zusammengenommen berufs-
tätig sind. Im Jahr 2003 steuerte die Kultur 2,6 Prozent 
des Bruttoinlandsproduktes (BIP) der EU bei � Tendenz 
steigend. Die Studie stellt den Beitrag des kreativen Sek-
tors zur Verwirklichung der Lissabon-Agenda für 
Wachstum und Beschäftigung dar. Sie beweist, dass Aus-
gaben für Kultur solide Investitionen sind und fordert 
darüber hinaus eine kohärente Strategie zur besseren 
Nutzung der Kultur.
Infos
Die Zusammenfassung der Studie und den vollständigen 
Text �nden Sie auf den Internetseiten der Europäischen 
Kommission: http://tinyurl.com/y6yq33

Initiative für ländliche Räume

Berufsorientierung
Brandenburgs Ministerium für Arbeit startete im 
November innerhalb des Brandenburger Ausbil-
dungskonsenses eine Initiative zur Berufsorientie-
rung von Jugendlichen im ländlichen Raum. Jungen 
Leuten soll mit vielfältigen Informationen zu unter-
schiedlichen Berufen und deren Anforderungen gehol-
fen werden, frühzeitig die richtige Wahl für den eigenen 
Beruf treffen zu können. Dafür wird die Reihe �Jugendliche 
im ländlichen Raum � Auf die Plätze. Fertig. Zukunft! Entdecke 
Deine Möglichkeiten� zu Jahresbeginn in der Prignitz fortgesetzt. Die Initiative soll 
u. a. dazu beitragen, den für die kommenden Jahre prognostizierten Fachkräftebedarf 
im Land abdecken zu helfen. 
Infos
Pressemitteilung des MASGF: http://tinyurl.com/yastqa
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Demogra�e

EU-Aufgabe
In der Mitteilung  zum 
Thema �Der demogra-
�sche Wandel in Europa � 
Von der Herausforderung 
zur Chance� werden fünf 
Bereiche  für konkrete 
Maßnahmen festgelegt, 
damit den Mitgliedstaaten 
bei der Anpassung an den 
demogra�schen Wandel in 
ihrem eigenen nationalen 
Kontext geholfen werden kann: 
> Unterstützung für die Menschen, Be-

rufs- und Privatleben miteinander zu 
verbinden, damit Eltern so viele Kin-
der haben können, wie sie wünschen; 

> Verbesserung der Berufsmöglichkeiten 
für ältere Menschen; 

> Verstärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
durch Zusammenarbeit älterer und 
jüngerer Beschäftigter; 

> Nutzung der positiven Auswirkungen 
der Migration für den Arbeitsmarkt; 

> Sicherstellung tragfähiger öffentlicher 
Finanzen, die zum Sozialschutz lang-
fristig beitragen.

Infos
Internetseiten der EU-Kommission: 
http://tinyurl.com/szm4x
Demogra�sche Situation Brandenburgs auf 
den Internetseiten des Landesamtes für 
Datenverarbeitung und Statistik: 
http://tinyurl.com/u96n4
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Gra�k 1; 2005: Einsatz von ABM, BSI, MAE in kommunalen 
Investitionsprojekten in Millionen Euro

Gra�k 2; 2005: Einsatz von BSI in Euro in den Landkreisen/
kreisfreien Städten

Gra�k 3; 2005: BSI-Nutzung in den Landkreisen/kreisfreien Städten in Relation 
zum landesweiten Einsatz und in Relation zu den gesamten investiven Mitteln

Bei der Einbindung der Arbeitsförderung in kommunale Investitionsprojekte ist in 
vielen Fällen BSI das Instrument der Wahl. Dabei gibt es große Unterschiede zwi-
schen den Landkreisen/kreisfreien Städten im Land Brandenburg. Während in 
sechs Landkreisen/kreisfreien Städten im Jahr 2005 BSI-Mittel bis maximal 
29.000 Euro eingesetzt wurden, gab es sieben Kreise/kreisfreie Städte, in denen 
600.000 Euro und mehr an BSI-Mitteln zum Einsatz kamen.

Verzahnung von Arbeits- und Strukturförderung
Beschäftigung schaffende Infrastrukturförderung � kurz BSI � in Brandenburg

BSI hat viele Funktionen, das macht das 
Instrument so interessant: BSI unter-
stützt die Strukturentwicklung in den 
Regionen, weil mit der Förderung ein 
Teil der Gesamtkosten einer Investition 
abgedeckt werden kann. Eine Besonder-

heit von BSI ist, dass der Zuschuss nicht 
nur die Personalkosten für die BSI-Be-
schäftigten abdeckt, sondern darüber 
auch Sachkosten �nanziert werden kön-
nen.

BSI schafft Aufträge für Firmen, weil 
häu�g eine Investition nur 
mithilfe der Arbeitsförde-
rung zustande kommt. 
Und BSI fördert Arbeits-
lose, die während der 
Maßnahme in einem Un-
ternehmen angestellt sind, 
Kontakte bekommen und 
sich bei der Arbeit quali�-
zieren.

BSI für die Struktur-
entwicklung
Die LASA Brandenburg 
GmbH wertet regelmäßig 
die kommunalen Infra-
strukturprojekte aus, die 
sie mithilfe der VC-Teams 
erfasst. Dabei zeigt sich, 
dass diejenigen neun 
Landkreise/kreisfreien 
Städte, in denen im Jahr 
2005 mehr als 250.000 
Euro für BSI eingesetzt 
wurden, fast 96 Prozent 
aller BSI-Mittel auf sich 

vereinten. Gleichzeitig wurden in diesen 
Landkreisen gut 85 Prozent aller inves-
tiven Mittel unter Einbindung der Ar-
beitsförderung eingesetzt (siehe Gra�ken 
2 und 3): Landkreise und kreisfreie Städ-
te, die überproportional BSI einsetzen 
konnten, waren tendenziell zielgerichte-
ter in der Lage, zusätzliche Mittel für ihre 
regionale Entwicklung zu mobilisieren. 
Das Instrument BSI erfüllt somit auch 
die Funktion eines Katalysators zur Ak-
tivierung kommunaler Investitionen. Das 
gilt auch für Regionen, die nicht zu den 
wirtschaftlichen Kernregionen Branden-
burgs gehören. Insofern unterstützt BSI 
die Entwicklung dieser Regionen. Im 
Umkehrschluss träfe eine Reduzierung 
der BSI-Förderung gerade diese struktur-
schwachen Regionen besonders hart, weil 
sie noch viel mehr als wirtschaftsstärkere 
Regionen Unterstützung bei Investiti-
onen bedürfen.

BSI in Brandenburg � 
vor allem mit Langzeitarbeitslosen
In den Jahren 2005 und 2006 wurde der 
überwiegende Teil der BSI-Mittel über 
das Arbeitslosengeld II bereitgestellt. 
Nur in sieben Landkreisen förderten die 
Agenturen für Arbeit noch BSI-Maßnah-
men, während die ˜mter, die Arbeitslo-
sengeld-II-Empfänger betreuen, in 14 
Landkreisen BSI-Maßnahen förderten. 
Das bedeutet, dass vor allem Langzeitar-
beitslose in BSI-Maßnahmen vermittelt 
wurden. Ursprünglich war das Instru-
ment gedacht für �exible, gut quali�-
zierte Arbeitslose ohne Vermittlungs-
hemmnisse. Es hat sich jedoch gezeigt, 

' LASA

' LASA ' LASA
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BSI induziert Investiti-
onen: Nach unseren 
Schätzungen beläuft sich 
das Gesamtvolumen der 
kommunalen Investiti-
onen unter Einbindung 
von BSI auf mehr als 70 
Mio. Euro im Jahr 2005 
und fast 40 Mio. Euro im 
ersten Halbjahr 2006. Das 
hat eine Auswertung von 
mehr als 800 kommunalen 
Investitionsvorhaben er-
geben. Dabei bewegt sich 
der Anteil der BSI-Förde-
rung an den Gesamtvor-
haben durchschnittlich 
zwischen 7,5 Prozent und 
10 Prozent, möglich sind 
bis zu 25 Prozent. Diese 
Zahlen zeigen, dass BSI 
eine die Unternehmen be-
gleitende Förderung ist, 
deren �nanzielles Volu-
men und Personaleinsatz 
die Investitionsvorhaben auf keinen Fall 
dominiert. Die weit überwiegende Mehr-
heit des Auftragvolumens wird über das 
Stammpersonal realisiert.

Ein weiterer Vorteil ist, dass die über 
BSI �nanzierten Beschäftigten in normale 
Arbeitsabläufe in den Fach�rmen einge-
ordnet werden und sich dort bewähren 
können. Die Integration wird auch da-
durch unterstützt, dass maximal gut ein 
Drittel der Beschäftigten, die für die aus-
geschriebenen Arbeiten eingesetzt wer-
den, BSI-Mitarbeiter sein dürfen, knapp 
zwei Drittel müssen Stammarbeitskräfte 
sein. Im Gegensatz dazu ist nach unseren 
Erfahrungen bei kommunalen Investiti-

�BSI ist eine die Unternehmen begleitende Förderung� � 
sagt Dr. Matthias Vogel, Berater bei der LASA Brandenburg GmbH

Seit dem Jahr 2002 erfasst die LASA in Zusammenarbeit mit den VC-Teams in den 
Landkreisen und kreisfreien Städten die Daten kommunaler Investitionsvorhaben 
unter Einbindung der Arbeitsförderung. Seit 2005 erfassen wir gesondert, in wel-
chen Projekten BSI, ABM, MAE, sozialversicherungsp�ichtige Tätigkeiten sowie 
andere Instrumente eingebunden wurden. Damit können wir stichhaltige Angaben 
zu den strukturpolitischen Effekten der Instrumente machen. Gut ein Drittel aller 
Arbeitsfördermittel, die in kommunale Investitionsprojekte eingebunden wurden, 
ent�elen 2005 und im ersten Halbjahr 2006 auf BSI, und das nicht ohne Grund.

onsprojekten unter Einbindung von 
ABM oder anderen Formen der Arbeits-
förderung davon auszugehen, dass der 
Anteil der Stammarbeitskräfte niedriger 
liegt als bei BSI. Für Unternehmen ist 
BSI insofern das günstigere Instrument. 
Hinzu kommt, dass ohne BSI viele Auf-
träge gar nicht oder mit einem geringeren 
Umfang zustande gekommen wären. Um 
die Ef�zienz von BSI auch mit Arbeitslo-
sengeld-II-Empfängern abzusichern, 
empfehlen wir einen Pool, in dem die Ar-
beitslosen über Teilschritte auf die An-
forderungen in BSI-Maßnahmen vorbe-
reitet werden. Ä  
Dr. Matthias Vogel, LASA

Dr. Matthias Vogel wertet kommunale Investitionsvorhaben aus

dass es möglich ist, überwiegend Lang-
zeitarbeitslose in diesen Maßnahmen ein-
zusetzen � auch wenn es vielleicht nicht 
in jedem Fall ganz reibungslos verläuft. 
So ist BSI für Rüdiger Schulz, von der 
Handwerkskammer Frankfurt (Oder), 
Region Ostbrandenburg, vor allem ein 
Instrument für Arbeitslose, die noch 
nicht so weit vom ersten Arbeitsmarkt 
entfernt sind. �Arbeitslose, die schon län-
ger nicht mehr gearbeitet haben, sind in 
der Regel schwerer in die Unternehmen 
zu integrieren, hier ist eigentlich sozial-
pädagogische Unterstützung nötig�, sagt 
er. Dennoch habe es im Landkreis Oder-
Spree in diesem Jahr eine gute BSI-Bilanz 
gegeben, so Schulz, die Handwerksunter-
nehmen hätten sich der Verantwortung 
gestellt. Das Amt für Grundsicherung 
des Landkreises hat auf die Probleme re-
agiert. Ab 2007 wird es Vorbereitungs-
maßnahmen für zukünftige BSI-Teilneh-
mer geben (s. Interview S. 7).

Unterschiedliche Politik der Grund-
sicherungsträger in Brandenburg
Während das Amt für Grundsicherung 
des Landkreises Oder-Spree BSI-Maß-
nahmen offensiv fördert, halten sich an-
dere Träger der Grundsicherung zurück, 
wie beispielsweise die ARGE Havelland. 
Während die ARGE im Jahr 2005 gut 
700.000 Euro für BSI bereitgestellt hatte, 
förderte sie im Jahr 2006 keine einzige 
BSI-Maßnahme mehr. �2005 haben wir 
die Arbeiten für die Landesgartenschau 
in Rathenow unterstützt, aber in Zukunft 
wird BSI bei uns keine Relevanz mehr 
haben�, erzählt Dennis Granzow, Leiter 
der ARGE in Havelland. Arbeitslose 
über BSI in Arbeit zu bringen, sei zu teu-
er und mit einer direkten Vermittlungs-
quote von zehn Prozent zu inef�zient, 
sagt Granzow. Er setzt stattdessen auf 
eine Kopplung von Trainingsmaßnahmen 
mit Eingliederungszuschüssen. �Damit 
haben wir beste Erfolge bei der Einglie-
derung erzielt�, sagt er. Kommunale In-
vestitionsprojekte unterstützt die ARGE 
mit vorgeschalteten MAE-Projekten. Für 
das Jahr 2006 verabredete Granzow mit 
den Amtdirektoren und Bürgermeistern 
im Landkreis eine Förderung für Wege-
bauprojekte: 350.000 Euro stellte die 
ARGE für vorbereitende MAE-Maßnah-
men zur Verfügung.

Für den Leiter des Amtes für Arbeits-
markt im Landkreis Ostprignitz-Ruppin, 
Dr. Bernd Lüdemann, hingegen ist BSI 
das Instrument der Wahl, um Arbeitslose 

an den ersten Arbeitsmarkt heranzufüh-
ren und gleichzeitig die Wirtschaft im 
Kreis zu fördern. �Wir versuchen, die 
Projekte, die im Strukturförderpro-
gramm angegeben sind, zu bedienen�, 

sagt Lüdemann. 2006 hatte das Amt rund 
1,6 Millionen Euro für BSI-Maßnahmen 
bereitgestellt, die jedoch nicht ausge-
schöpft wurden (s. Interview S. 11). Ä 
Dr. Matthias Vogel/(jac)



TITELTHEMA

Die systematische Verzahnung investiver 
Förderungen des Landes mit Mitteln der 
Arbeitsförderung ist seit vielen Jahren 
Ziel der Landesregierung. Schon Anfang 
des Jahres 2000 berichtete BRANDaktu-
ell ausführlich über einen Kabinettsbe-
schluss zur Intensivierung der Zusam-
menarbeit der Brandenburger Landesre-
gierung mit dem damaligen Landesar-
beitsamt (BRANDaktuell Special Nr. 
2/2000). Der Kabinettsbeschluss ver-
p�ichtete alle Ressorts der Landesregie-
rung zu untersuchen, ob investive Förde-
rungen mit Mitteln der Arbeitsförderung 
verzahnt werden können. In zahlreichen 
Richtlinien wurde diese Prüfung zur Be-
dingung gemacht. So muss beispielsweise 
jeder Antragsteller für eine Förderung 
der wirtschaftsnahen kommunalen Infra-
struktur im Rahmen der Gemeinschafts-
aufgabe �Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur� nachweisen, dass zu-
sammen mit dem zuständigen Träger der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende ge-
prüft wurde, ob es möglich ist, Arbeitslo-
se einzubinden. Denn die Verzahnung 
von Struktur- und Arbeitsförderung un-
terstützt die regionale Entwicklung und 
hilft, Arbeitslose in den ersten Arbeits-
markt zu integrieren: Der Einsatz in 
einem Wirtschaftsunternehmen im Rah-
men einer Vergabemaßnahme bietet für 
Arbeitslose beste Voraussetzungen, die 
Arbeitsfähigkeit zu erhalten und sich 
weiter zu quali�zieren. Zudem besteht 
die begründete Hoffnung, dass Arbeitge-
ber geförderte Maßnahmeteilnehmer fest 
einstellen.

Seit 2002: Neue Möglichkeit der 
Verzahnung mit BSI 
Mit dem Job-AQTIV-Gesetz wurde 
dann zum 1. Januar 2002 die �Beschäfti-
gung schaffende Infrastrukturförderung 
(BSI)� als neues Förderinstrument in das 
SGB III (§ 279a) aufgenommen. Über 
BSI können öffentlich-rechtliche Träger 
Zuschüsse zu den Kosten von Arbeiten 
zur Verbesserung der Infrastruktur und 
zur Erhaltung und Verbesserung der 
Umwelt erhalten. Voraussetzung ist, dass 
der Träger ein Wirtschaftsunternehmen 
mit der Durchführung der Arbeiten be-

auftragt. Das Unternehmen ist verp�ich-
tet, für die geförderten Arbeiten eine be-
stimmte Zahl von arbeitslosen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern einzu-
stellen. Somit ergänzte BSI hervorragend 
die vorhandenen Arbeitsförderinstru-
mente, weil es die Verzahnungsstrategie 
des Landes unterstützt.

Bereits im Juli 2002 hat die LASA 
Brandenburg GmbH mit der Praxishilfe 
Nr. 12 einen Leitfaden für die Vorberei-
tung und Durchführung von BSI-Maß-
nahmen veröffentlicht. Aufgrund der 
großen Resonanz auf den Leitfaden über-
nahm das Land Berlin die Veröffentli-
chung. Darüber hinaus sorgten die Teams 
für Verzahnung und Chancengleichheit 
in den Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten mit Unterstützung der Regionalbera-
ter der LASA für eine große Akzeptanz 
des Förderansatzes. Gemeinsam mit den 
Agenturen für Arbeit sowie  seit 2005 mit 
den Trägern der Grundsicherung für Ar-
beitssuchende wurden zahlreiche BSI-
Maßnahmen realisiert.

BSI � vor allem ein Instrument der 
neuen Bundesländer
Die Statistik der Bundesagentur für Ar-
beit zeigt, dass BSI fast ausschließlich in 
den neuen Bundesländern zum Einsatz 
kommt. Im Jahr 2004 wird der jahres-
durchschnittliche Bestand an BSI-Maß-
nahmeteilnehmern in ganz Deutschland 
mit 1.853 angegeben. Davon entfallen auf 
Ostdeutschland 1.795 Personen.

Im Jahr 2005 ist die Zahl der Maßnah-
men deutlich zurückgegangen, da mit der 
Einführung des SGB II die Zuständigkeit 
für die Beantragung und Bewilligung von 
BSI-Maßnahmen überwiegend auf die 
Träger der Grundsicherung für Arbeits-
suchende übergegangen ist, die in diesem 
Jahr noch überproportional mit Organi-
sationsproblemen belastet waren. So wa-
ren 2005 jahresdurchschnittlich nur noch 
965 Personen in Deutschland, davon 936 
in Ostdeutschland, in BSI-Maßnahmen 
beschäftigt. Besonders erfreulich ist, dass 
davon 262 Maßnahmeteilnehmer Bran-
denburger waren. Nur Sachsen hatte 
bundesweit mit 314 Personen jahres-
durchschnittlich einen höheren Anteil. 

Bereits im August 2006 nahmen in Bran-
denburg wieder 280 Personen in BSI-
Maßnahmen teil.

Bei dieser erfreulichen Bilanz muss je-
doch kritisch angemerkt werden, dass 
etwa nur ein Prozent der in BSI vermit-
telten Arbeitslosen Frauen waren. Hier 
ist es ganz offensichtlich nicht gelungen, 
mit diesem Instrument einen Beitrag zur 
Verbesserung der Chancengleichheit von 
Frauen und Männern am Arbeitsmarkt 
zu leisten. Auch der Hinweis, dass über-
wiegend Baumaßnahmen gefördert wur-
den, kann keine Begründung für den ge-
ringen Frauenanteil sein, da es in der 
Baubranche viele Frauen gibt, die erfolg-
reich ihren �Mann� stehen. 

BSI: befristet bis Ende 2007 � 
wie geht es weiter?
Die Beschäftigung schaffende Infrastruk-
turförderung ist bis zum 31. Dezember 
2007 befristet. Es besteht die berechtigte 
Frage, ob und wie diese aus hiesiger Sicht 
erfolgreiche Förderung weitergeführt 
werden kann. Im November 2002 be-
schloss der Bundestag, die Hartz-Gesetz-
gebung zeitnah durch die Bundesregie-
rung zu evaluieren. In dem Beschluss 
heißt es: �Neben der Neuorganisation 
der Bundesanstalt für Arbeit muss auch 
die Weiterentwicklung der arbeitsmarkt-
politischen Instrumente, die ˜nderungen 
des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes, 
die Auslagerungen von Aufgaben auf 
Dritte und die Akzeptanz der Bundesan-
stalt für Arbeit bei den Kunden umfas-
send untersucht werden. Erste belastbare 
Ergebnisse der Untersuchungen sollen 
nach drei Jahren vorliegen.� 

Entsprechend dem Auftrag des Deut-
schen Bundestages wurden für die Evalu-
ierung drei Arbeitspakete gebildet. Im 
Arbeitspaket 1 soll die Wirksamkeit der 
Instrumente untersucht werden. Die Un-
tersuchungen sollen ermitteln, ob und in 
welchem Umfang die Umsetzung des 
Konzepts der Kommission �Moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt� zu 
mehr regulärer Beschäftigung bezie-
hungsweise zum Abbau der Arbeitslosig-
keit beiträgt. Leider ist in den sechs ver-
einbarten Modulen die Evaluation der 
BSI nicht enthalten. Der Evaluationsbe-
richt mit Vorschlägen für die Gestaltung 
der Arbeitsförderinstrumente wird zum 
Jahresende vorliegen. Das MASGF wird 
seine positiven Erfahrungen mit BSI in 
die Reformdebatte einbringen. Ä
Dr. Wilfried Kapp, MASGF

Beschäftigung schaffende Infrastrukturförderung
Ein wichtiges Element der Verzahnungsstrategie des Landes

Anfang 2002 wurde die Beschäftigung schaffende Infrastrukturförderung, kurz 
BSI, neu in das SGB III aufgenommen. Seitdem hat sich das Instrument vor allem 
in den neuen Bundesländern etabliert. Nach der Einführung des Arbeitslosen-
geldes II sind die Förderzahlen zwar zurückgegangen, doch nach wie vor spielt BSI 
in Brandenburg eine wichtige Rolle für die Verzahnung von Arbeits- und Struktur-
förderung und damit für die Strukturentwicklung im Land. 
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¸ Herr Kolb, BSI ist ein vergleichsweise 
teures Instrument. Warum setzt Ihr 
Amt für Grundsicherung BSI dennoch 
so zahlreich ein?

Uwe Kolb: Wir unterstützen mit diesem 
Instrument unsere Kommunen bei ihren 
Investitionen. Die Kommunen fragen 
BSI nach, weil sie mit BSI Eigenmittel 
darstellen können, die ihnen sonst fehlen 
würden. Manches Projekt kommt somit 
erst mit BSI auf den Weg. Insofern stärkt 
dieses Instrument die heimische Wirt-
schaft, denn ohne die BSI-Projekte gäbe 
es weniger Aufträge für unsere Unter-
nehmen. Und wir können unsere Ar-
beitslosen nur in den ersten Arbeitsmarkt 
vermitteln, wenn die Unternehmen Auf-
träge haben. Deswegen muss BSI unbe-
dingt weitergeführt werden. 

Gleichzeitig quali�ziert die Teilnahme 
in einer BSI-Maßnahme Arbeitslose im 
ersten Arbeitsmarkt. Entsprechende 
Quali�zierungen müssten wir sonst teuer 
einkaufen.

¸ Der Gesetzgeber erhofft sich von BSI-
Maßnahmen, dass Arbeitslose von dem 
Unternehmen, in dem sie eingesetzt 
werden, übernommen werden. Welche 
Vermittlungsquote haben Sie bei Ihren 
BSI-Maßnahmen?

Uwe Kolb: Im Jahr 2005 sind 15 BSI-Be-
schäftigte direkt von dem Unternehmen 
eingestellt worden, bei dem sie befristet 
über BSI beschäftigt waren. Durch-
schnittlich werden etwa zehn Prozent 
gleich im Anschluss an die Maßnahme 
übernommen. Auf andere greifen die Un-
ternehmen später zurück, wenn sie je-
manden brauchen. Insgesamt �nden so 
etwa 60 Prozent der BSI-Teilnehmer eine 
Arbeit im ersten Arbeitsmarkt.

¸ Frau Handreck, in BSI-Maßnahmen 
müssen die Teilnehmer unter Marktbe-
dingungen arbeiten. Ist es schwieriger, 
solche Maßnahmen mit langzeitarbeits-
losen Menschen durchzuführen als mit 
Menschen, die noch nicht so lange  
vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen 
sind?

Dana Handreck: Wir haben ein etwas 
schwierigeres Klientel, weil unseren 

Kunden häu�g die Arbeitsmarktnähe 
fehlt. Das merken wir auch, wenn sich 
unsere Langzeitarbeitslosen bei den Fir-
men vorstellen. Kürzlich begann eine 
BSI-Maßnahme, für die sich mehr als 20 
Arbeitslose vorgestellt haben, bis die Fir-
ma fünf von ihnen genommen hat. Des-
halb wollen wir ab 2007 mögliche Teil-
nehmer über sozialversicherungsp�ichti-

ge Tätigkeiten auf eine BSI-Beschäfti-
gung vorbereiten. Beispielsweise lernen 
sie so neue Maschinen kennen, die sie 
während einer BSI-Tätigkeit bedienen 
müssen. Bei uns dauert eine sozialversi-
cherungsp�ichtige Tätigkeit zehn Mo-
nate und ist mit viel Quali�zierung ge-
koppelt.

¸ Bei der Vermittlung von Langzeitar-
beitslosen setzen Sie auf eine Kombi-
nation von Maßnahmen?

Dana Handreck: Ja. Die Beschäftigung 
mit Mehraufwandsentschädigung bei-
spielsweise ist für uns das erste Instru-
ment, um die Langzeitarbeitslosen zu ak-
tivieren. Wir prüfen damit, wie arbeits-
willig sie sind, ob sie es schaffen, regel-
mäßig morgens aufzustehen, ob sie 
pünktlich sind oder ob sie ein Suchtpro-
blem haben. Je nachdem, welche Pro-

Im ersten Halbjahr des Jahres 2006 hatte das Amt für Grundsicherung im Land-
kreis Oder-Spree 109 Arbeitslosengeld-II-Empfänger in BSI-Maßnahmen gefördert. 
Das waren weit mehr, als in anderen Landkreisen und kreisfreien Städten des 
Landes Brandenburg. BRANDaktuell sprach mit Dana Handreck, Teamleiterin ers-
ter und zweiter Arbeitsmarkt, sowie Uwe Kolb, zuständig für BSI, warum das Amt 
für Grundsicherung BSI so häu�g einsetzt.

bleme vorliegen, planen unsere Betreuer 
dann die nächsten Maßnahmen, um die  
Arbeitslosen aufzubauen.

¸ Und am Ende der Maßnahmenkette 
steht dann BSI?

Uwe Kolb: Für eine BSI-Tätigkeit müs-
sen die Arbeitslosen �t sein. Die Unter-
nehmen suchen BSI-Beschäftigte sorgfäl-
tig aus. Denn Unternehmen dürfen BSI-
Beschäftigte bis zu 49 Prozent der Ar-
beitszeit auch auf anderen Baustellen ein-
setzen. Da müssen die Leute die Arbeit 
schaffen. Kein Unternehmen kann es sich 
leisten, Beschäftigte für ein halbes oder 
ein ganzes Jahr durchzuziehen.

¸ Wie planen Sie im Landkreis den Ein-
satz von BSI?

Uwe Kolb: Die Kommunen reichen ihre 
Vorschläge für BSI-Maßnahmen ein. Wir 
haben im Landkreis eine Lenkungsgrup-
pe eingerichtet, die über die Projekte ent-
scheidet und die Projektliste bestätigt. In 
der Lenkungsgruppe sind beide Kam-
mern, also die IHK und die HWK, ver-
treten, die Amtsleiter des Kreises, der 
Dezernent für Kreisentwicklung, das 
VC-Team und die LASA. Deshalb haben 
die hier getroffenen Entscheidungen 
große Zustimmung. Gleichzeitig gibt die 
Liste den Kommunen Planungssicher-
heit. Und wir können unsere Arbeitslo-
sen auf die anstehenden Maßnahmen vor-
bereiten.

¸ Frau Handreck, Herr Kolb, vielen 
Dank für das Gespräch. Ä   (jac)

�BSI stärkt die heimische Wirtschaft�
Interview mit Dana Handreck und Uwe Kolb vom Amt für Grundsicherung aus Oder-Spree

Vier von insgesamt sieben BSI-Mitarbeitern, die ein Jahr lang in einem Fachunternehmen gearbei-
tet haben. Während dieser Zeit haben sie die für den Naturschutz wichtigen Binnendünen in 
Fürstenwalde-Süd und -Ost in ihren ursprünglichen Zustand gebracht und den Gutspark in Trebus 
saniert. Die halbhohe Mauer zeigt, wo einstmals eine hohe Mauer den Gutspark umgab.

BRANDaktuell
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Wenn Heinrich Jüttner wählen muss, ob 
zuerst die Straßen oder die Schulen sa-
niert werden sollen, ist seine Entschei-
dung klar: Er investiert in Kinder, erst 
kommen Schulen und Kitas. Hier hat die 
Gemeinde einen großen Investitionsbe-
darf, denn Schöneiche ist ein wachsender 
Ort, über rückläu�ge Schülerzahlen muss 
sich Jüttner nicht beklagen. Gab es im 
Jahr 2000 noch 55 Schulanfänger, so wa-
ren es im Jahr 2006 schon 100 Schulan-
fänger. 70 Prozent der Kinder in den 
Schulen und Kindergärten stammen aus 
Familien, die in den vergangenen zehn 

Jahren in die Waldgartengemeinde gezo-
gen sind. Bei dieser Entwicklung ist es ein 
Glück für Heinrich Jüttner, dass das Amt 
für Grundsicherung im Landkreis die Be-
schäftigung schaffende Infrastrukturför-
derung, kurz BSI, offensiv nutzt zur In-
tegration von Langzeitarbeitslosen und 
auch zur Unterstützung der Kommunen, 
wie Uwe Kolb vom Amt für Grundsiche-
rung sagt (siehe Interview S. 10).

Angefangen hatte es in Schöneiche im 
Jahr 2003, als die aus den 70er Jahren 
stammenden Gebäude der Grundschule 

Vor drei Jahren hatte Schöneiche mit der ersten BSI-Maßnahme die Außenanlagen der Grund-
schule II angelegt. Seitdem hat die Gemeinde vier weitere BSI-Maßnahmen durchgeführt.

Bei der Nutzung von BSI ist Schöneiche bei Berlin eine Vorzeigegemeinde. Seit 
2003 hat der Ort mit 12.000 Einwohnern fünf BSI-Maßnahmen durchgeführt, alle 
ergänzten den Neubau oder die Sanierung der beiden Grundschulen und einer Kita. 
�Wir haben aus der Investitionszulage des Landes und aus Grundstücksverkäufen 
jährlich gut eine Million Euro für Investitionen zur Verfügung, bei einem Investiti-
onsbedarf von rund 4 Millionen Euro�, sagt Heinrich Jüttner, Bürgermeister von 
Schöneiche. Mit BSI-Maßnahmen deckt er einen Teil der Differenz ab.

II saniert wurden. Mit einer BSI-Maß-
nahme konnten zusätzlich die Außenan-
lagen gestaltet werden. Seitdem laden 
eine Spielwiese mit einem Hügel, ein 
Spielplatz und ein Feld für Ballspiele die 
Kinder dazu ein, sich in den Pausen zu 
bewegen. Bei diesem Projekt hatte die 
Gemeinde noch mit der Arbeitsagentur 
zusammengearbeitet. Die vier folgenden 
Maßnahmen wurden über das Amt für 
Grundsicherung gefördert, demzufolge 
waren die BSI-Mitarbeiter alles langzeit-
arbeitslose Personen. Dass auch Lang-
zeitarbeitslose in BSI-Maßnahmen Chan-

cen haben, zeigt folgendes Beispiel: Als 
die Gemeinde für die Grundschule I eine 
neue Sport- und Mehrzweckhalle baute, 
ließ sie ergänzend dazu über eine BSI-
Maßnahme die Außenanlagen gestalten. 
Von den acht BSI-Mitarbeitern stellte die 
Fach�rma fünf fest ein. Eine solche Quo-
te wird jedoch selten erreicht. Im Durch-
schnitt würden 10 Prozent der BSI-Mit-
arbeiter von den Firmen gleich im An-
schluss an die Maßnahme übernommen 
werden, so Kolb. Mittelfristig sei der Ef-
fekt jedoch größer, häu�g würden die 

Firmen später auf diese Mitarbeiter zu-
rückgreifen.

Bei so viel Erfolg für beide Seiten ver-
wundert es nicht, dass die Zusammenar-
beit zwischen Gemeinde und Amt für 
Grundsicherung sehr gut zu klappen 
scheint. Jedenfalls ist sowohl Jüttner als 
auch Kolb der Stolz auf das Erreichte an-
zusehen: Die Mehrzweckhalle passt sich 
dem denkmalgeschützten Schulgebäude 
aus dem 19. Jahrhundert an, bietet der 
Schöneichener Volleyballmannschaft 
Wettkampfbedingungen und wird auch 
für Konzerte genutzt. Ohne BSI wäre 
aber für die Außenanlagen, eine 60-Me-
ter-Aschebahn, eine Weitsprunggrube, 
Tischtennisplatten und Fahrradständer 
kein Geld mehr gewesen, sagt Jüttner.

BSI-Auftrag mit �normalem� Auf-
trag gekoppelt
Das ist auch bei der im Bau be�ndlichen 
Kita in der Lindenstraße der Fall. Auch 
hier lässt die Gemeinde die Außenanla-
gen mithilfe einer BSI-Maßnahme anle-
gen. Damit sich der Auftrag für die Fach-
�rma lohnt, hat die Gemeinde im glei-
chen Auftrag noch die Gestaltung der 
Außenanlagen der Sporthalle der Grund-
schule II, hier ohne BSI, ausgeschrieben. 
Denn Jüttner hat die Erfahrung gemacht, 
dass sich �sonst kein Betrieb um den 
Auftrag bewirbt�. Die gleiche Strategie 
verfolgt die Gemeinde bei der Wärme-
dämmung: Die Wärmedämmung der 
Sporthalle läuft über BSI, die Dämmung 
der Kita �nanziert die Gemeinde aus Ei-
genmitteln. �Beides wäre mit unserem 
Etat nicht möglich, ohne BSI müssten 
wir auf die Wärmedämmung der Sport-
halle verzichten�, sagt Jüttner.

Bei dem Ausbau der Schulen und Kin-
dertagesstätten legt Jüttner Wert auf 
kindgerechte, attraktive Räume, die au-
ßerdem der Gemeinde mittelfristig Be-
triebskosten einsparen würden. Die neue 
Kita ist aus Lehmziegeln und Holz er-
richtet. �Für ein gutes Raumklima und 
eine Umgebung, die die Kinder positiv 
prägt�, sagt Jüttner. Dieser Ansatz wiede-
rum macht die Gemeinde für junge Fami-
lien attraktiv. Denn bei der Wahl des 
Wohnortes spielt für Familien das Ange-
bot an Kitas und Grundschulen eine 
wichtige Rolle, hat eine Untersuchung 
der Gemeinde ergeben. Und so ist BSI 
für Schöneiche auch ein Instrument, um 
die Attraktivität für junge Familien zu 
erhöhen. Ä
(jac)

BSI macht Schule
Schöneiche ergänzt die Sanierung der Schulen und Kitas mit BSI-Maßnahmen
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Jürgen Kluß hatte schon mal bei der E & W BAUTec GbR in einer BSI-Maßnahme mitgearbeitet, als 
Nachrücker für einen Monat. Für die Gestaltung der Außenanlagen der Kita in Schöneiche, 
ebenfalls eine BSI-Maßnahme, hat die Firma wieder auf ihn zurückgegriffen.

�Wir brauchen immer neue Mitarbeiter�
Interview mit Ronny Wegener von der E & W BAUTec GbR

Für die E & W BAUTec GbR ist es die zweite BSI-Maßnahme in Schöneiche. Mit 
acht BSI-Mitarbeitern hatte die Firma die Außenanlagen der Sport- und Mehr-
zweckhalle von der Grundschule 1 gestaltet. Jetzt legt der Betrieb die Außenanla-
gen der neuen Kita in der Lindenstraße an, dafür beschäftig er acht BSI-Mitarbei-
ter. Aber auch in Fürstenberg, dem Firmensitz, hat die E & W BAUTec GbR schon 
mehrere BSI-Maßnahmen durchgeführt. BRANDaktuell sprach mit Bauleiter Ronny 
Wegener, welche Erfahrungen er mit dem Instrument gemacht hat.

¸ Herr Wegener, bewähren sich die BSI-
Mitarbeiter?

Wir merken, dass die Leute der Arbeit 
entfremdet sind. Sie waren lange dem 
Wettbewerbsdruck nicht ausgesetzt und 
haben einen anderen Rhythmus. Es fällt 
ihnen am Anfang schwer, sich unserem 
Tempo anzupassen. Darauf müssen wir 
uns einstellen. Wir brauchen einen Fach-
arbeiter mit pädagogischen Fähigkeiten 
auf den Baustellen. Nach vier bis sechs 
Wochen läuft es in der Regel gut. Wir sa-
gen den Leuten auch, dass es nicht bei ei-
ner Einzelmaßnahme bleiben soll.

¸ Haben die BSI-Mitarbeiter bei Ihnen 
eine Chance, eingestellt zu werden?

Wir beschäftigen durchschnittlich 40 bis 
60 Mitarbeiter in unserer Firma, da wer-
den immer welche gebraucht, vor allem 
für unsere Baustellen am südlichen Rand 
von Berlin. Denn Fürstenberg, unser Fir-
mensitz, liegt im Norden. Nach der letz-

ten BSI-Maßnahme in Schöneiche haben 
wir fünf Mitarbeiter eingestellt.

¸ Warum bewerben Sie sich um BSI-
Aufträge? Ist es für Sie eine Möglich-
keit, neue Mitarbeiter zu gewinnen?

Nein, dafür brauchen wir BSI nicht. 
Wichtig ist für uns der Auftrag. BSI ist 
dabei nur eine Nebenerscheinung. Um 
diese Aufträge bewerben sich weniger 
Firmen. Somit steigen unsere Chancen, 
den Auftrag zu erhalten.

¸ Haben Sie Unterschiede festgestellt 
zwischen den BSI-Mitarbeitern, die 
über die Arbeitsagentur und denjeni-
gen, die über das Amt für Grundsiche-
rung kommen?

Nein, ich habe keine Unterschiede be-
merkt.

¸ Herr Wegener, vielen Dank für das Ge-
spräch. Ä   (jac)

BSI-Projekte in Schöneiche

> Modernisierung Gesamtschule 
(inzwischen Grundschule 2, Foto S. 8); 
BSI: Gestaltung der Außenanlagen; 
1. Juni 2003 bis 31. Mai 2004; 
8 BSI-Mitarbeiter; 
Gesamtkosten: 2.450.000 Euro; 
BSI, Bundesagentur für Arbeit: 
200.000 Euro; 
Eigenmittel Kommune: 2.250.000

> Neubau Schulsporthalle Schöneiche 
(Grundschule 1); 
BSI: Gestaltung der Außenanlagen; 
15. Juli 2004 bis 14. Januar 2005; 
8 BSI Mitarbeiter; 
Gesamtkosten: 2.062.900 Euro; 
BSI, Bundesagentur für Arbeit: 
120.000 Euro; 
Gemeinde�nanzierungsgesetz: 
1.431.600 Euro; 
Eigenmittel Kommune: 511.300 Euro

> Außenanlagen Sporthalle der Grund-
schule 1; 
BSI: Freisport�ächen Volleyball, Tisch-
tennis, 60-m-Laufbahn, Weitsprunggru-
be, Einfriedung Schulhof; 
1. Sept. 2005 bis 31. Mai 2006; 
8 BSI-Mitarbeiter;

 Gesamtkosten: 600.000 Euro;
 BSI, Amt für Grundsicherung: 

100.000 Euro;
 Landkreis: 335.000 Euro;
 Eigenmittel Kommune: 165.000 Euro

> Umbau und Modernisierung Schul-
sporthalle der Grundschule 2; 
BSI: zusätzliche Wärmedämmung; 
3. Juli 2006 bis 13. Dezember 2006; 
6 BSI-Mitarbeiter; 
Gesamtkosten: 457.000 Euro; 
BSI, Amt für Grundsicherung: 
80.000 Euro; 
Gemeinde�nanzierungsgesetz: 
200.000 Euro; 
Eigenmittel Kommune: 177.000 Euro

> Neubau Kita Lindenallee; 
BSI: Gestaltung der Außenanlagen; 
17. Juli 2006 bis 16. Dez. 2006; 
8 BSI-Mitarbeiter;

 Gesamtkosten: 1.300.000 Euro;
 BSI, Amt für Grundsicherung: 

100.000 Euro;
 Gemeinde�nanzierungsgesetz: 

800.000 Euro;
 Eigenmittel Kommune: 400.000 Euro
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Den Campo Santo (links im Bild ist ein Teil der Mauer zu sehen), die Grabstätte der Familie von Quast, hat Ferdinand von Quast 1854 anlegen lassen. 
Daneben steht das Mausoleum der Familie Hengstenberg. Das Mausoleum wurde ebenfalls im 19. Jahrhundert gebaut, jedoch später als der Campo 
Santo. Die beiden Familien hängen verwandschaftlich zusammen, da Ernst Wilhelm Hengstenberg 1829 Therese von Quast heiratete.

�Der Campo Santo in Radensleben ist etwas Besonderes�, hatte Carola Krause, 
Mitarbeiterin im Team Verzahnung und Chancengleichheit des Landkreises Ost- 
prignitz-Ruppin, am Telefon gesagt. Campo Santo ist italienisch und bedeutet Hei-
liger Platz. Der Heilige Platz in Radensleben ist die Grabstätte der Familie von 
Quast. Ferdinand von Quast hatte die Stätte 1854 bauen lassen. Der Schüler von 
Schinkel war Gutsherr in Radensleben und der erste preußische Denkmalp�eger.

In Radensleben an der Kirche angekom-
men, fällt sofort die rote Ziegelsteinmau-
er mit ihren vielen Rundbögen auf, die 
aussehen wie Fenster. Nur haben sie kei-
ne Glasscheiben, sondern sind mit Git-
termauerwerk gefüllt. Es ist die Mauer, 
die den Campo Santo, den Friedhof der 
Familie Quast, an drei Seiten umgibt. Die 
vierte Seite grenzt direkt an die kleine 
Feldsteinkirche in Radensleben. Inner-
halb der Mauer stehen die Grabsteine der 
Familienmitglieder, viele von ihnen sind 
noch in Plastik verpackt, weil sie erst vor 
kurzem vom Restaurator zurückgekom-
men sind. An der Mauer gegenüber der 
Kirche steht eine weiße Christus�gur. 
Neben der Grabstätte ist das Mausoleum 
der Familie Hengstenberg, ebenfalls aus 
rotem Ziegel gebaut. Das denkmalge-
schützte Ensemble drohte zu zerfallen, 
Mauer und Mausoleum waren von Efeu 
überwuchert. Die Stadt Neuruppin, zu 

Geschichte erlebbar machen und den Dorfkern erhalten
Die Grabstätte der Familie von Quast wird mithilfe von BSI vor dem Verfall gerettet

Ferdinand von Quast

1807 wurde Ferdinand von Quast in Ra-
densleben geboren. Er studierte in Berlin 
Theologie und Altphilologie, brach das 
Studium aber ab, um an die Berliner Bau-
akademie zu gehen, an der Karl Friedrich 
Schinkel unterrichtete. 1843 wurde er 
zum Königlichen Conservator der Kunst-
denkmäler des Preußischen Staates be-
rufen. Er erhielt den Rang eines König-
lichen Bauraths, später des Geheimen 
Regierungsraths. 1877 starb Ferdinand 
von Quast und wurde auf dem Campo 
Santo in Radensleben beigesetzt.
Sanierung Campo Santo/Mausoleum
BSI-Maßnahme über fünf Monate, von 
Juni 2006 bis Dezember 2006 mit zwei 
geförderten Mitarbeitern. Gesamtkosten: 
193.970 Euro, davon 14.000 Euro über 
das Amt für Arbeitsmarkt für die BSI-Maß-
nahme.
Frei�ächengestaltung Campo Santo
BSI-Maßnahme seit November 2006 
über drei Monate mit zwei geförderten 
Mitarbeitern. Gesamtkosten: 142.000 
Euro, davon 8.400 Euro über das Amt für 
Arbeitsmarkt für die BSI-Maßnahme.

der Radensleben gehört, hatte Mitte 2006 
begonnen, den Campo Santo und das 
Mausoleum zu sanieren. Die Sanierung 
wird aus Mitteln des Programms �Inte-
grierte ländliche Entwicklung� (ILE) und 
Eigenmitteln der Stadt �nanziert. Den 
Mehraufwand, der sich aus den Au�agen 
der Denkmalschutzbehörde ergibt, deckt 
die Stadt über eine BSI-Maßnahme ab. 
Für fünf Monate sind zwei BSI-Mitarbei-
ter bei der Sanierungs�rma beschäftigt. 
Sie und vier Stammarbeitskräfte haben 
alte Mauerreste ausgegraben, das Mauer-
werk gereinigt, kaputte Steine ausge-
tauscht und die Mauern neu verfugt. Sie 
haben das Dach des Mausoleums aufge-
nommen, die Ziegel gereinigt und das 
Dach neu eingedeckt. Bei ihren Arbeiten 
sind sie zufällig auf eine weitere Grab-
stätte gestoßen: Zwischen dem Campo 
Santo und dem Mausoleum, verborgen 
unter altem Mauerwerk, liegt eine längst 
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Handarbeit: Mario Holzenburg meißelt einen beschädigten Stein aus der Mauer des Mausoleums 
heraus. Dann wird er einen alten Stein anpassen und einsetzen. Auf diese Weise haben er und 
sein Kollege schon die Mauer, die den Campo Santo umfasst, hergerichtet.

Mit BSI: �Für einige Zeit raus aus Hartz IV�

Mario Holzenburg war seit eineinhalb Jahren arbeitslos, als er im Juni 2006 mit 
seiner BSI-Tätigkeit begann. Zusammen mit einem Kollegen saniert er die Mauer 
des Campo Santo und das Mausoleum. Der gelernte Maurer hat früher schon bei 
Firmen gearbeitet, die denkmalgeschützte Gebäude instand setzten. Das kommt 
ihm bei dieser Arbeit zugute.

Mehr Geld für BSI als der 
Kreis nutzen konnte 

Mit 93 BSI-Beschäftigten und 323 
Personenmonaten bis zur Jahresmitte 
2006 stand der Landkreis Ostprignitz-
Ruppin an guter dritter Stelle im Land 
Brandenburg, hinter dem Landkreis 
Oder-Spree und der Stadt Frankfurt 
(Oder). Dabei konnte der Kreis das 
Budget, das das Amt für Arbeitsmarkt 
im Jahr 2006 für BSI bereitgestellt 
hat, nicht einmal ausschöpfen. 
BRANDaktuell sprach mit Jörg-Peter 
Kröhnke, Leiter des Teams Verzahnung 
und Chancengleichheit, über die Grün-
de.

¸ Herr Kröhnke, warum konnten im 
Landkreis Ostprignitz-Ruppin nicht 
alle bereitgestellten BSI-Gelder genutzt 
werden?

Das Amt für Arbeitsmarkt hatte für das 
Jahr 2006 rund 1,7 Millionen Euro für 
BSI-Maßnahmen bereitgestellt, davon 
konnten wir nur gut die Hälfte ausschöp-
fen. Der Grund liegt darin, dass häu�g 
die Hauptförderung, bei uns in der Regel 
eine Förderung über das Programm Inte-
grierte ländliche Entwicklung, nicht zu-
stande kam. Nur in Ausnahmefällen 
konnte ein Projekt nicht aus�nanziert 
werden, weil eine Kommune die Eigen-
mittel nicht aufbringen konnte. Mit BSI 
können sie in der Regel etwa 10 Prozent 
der Gesamtkosten eines Projektes dar-
stellen. Theoretisch sind zwar bis zu 25 
Prozent möglich, das ist in der Praxis 
aber kaum zu erreichen.

¸ Aber die Kommunen haben ein Inte-
resse an BSI-Maßnahmen?

Ja, sogar ein sehr großes. Wir erstellen im 
Herbst immer das Strukturförderpro-
gramm für das kommende Jahr, mit den 
Maßnahmen, die die Kommunen einrei-
chen. Für 2006 hatten die Kommunen ei-
nen BSI-Bedarf von 2,5 Millionen Euro 
angemeldet.

¸ Was könnte getan werden, damit Sie 
zukünftig das BSI-Budget besser aus-
schöpfen?

Über das Programm Integrierte ländliche 
Entwicklung werden viele Arbeiten an 
den denkmalgeschützten Anlagen des 
Haupt- und Landgestütes in Neustadt/
Dosse gefördert. Dabei wurden bisher 
keine BSI-Maßnahmen eingebunden. 
Hier wäre es sinnvoll, wenn zukünftig 
auch BSI berücksichtigt werden würde.

¸ Herr Kröhnke, vielen Dank für das 
Gespräch. Ä (jac)

Mario Holzenburg ist froh, die BSI-Tä-
tigkeit bekommen zu haben. �So kann 
ich zwischendurch mal wieder Geld ver-
dienen und ich komme für eine Zeit aus 
Hartz IV heraus�, sagt er. Das Geld 
kommt dem Familienvater gut gelegen, 
das zweite Kind ist unterwegs. Hier auf 
dem Gelände des Campo Santo haben er 
und ein Kollege alte Mauerreste ausge-
graben und kaputte Steine ausgewechselt. 
Die Mauer zwischen dem Campo Santo 
und dem Mausoleum war völlig zusam-
mengebrochen. Mario Holzenburg  und 
sein Kollege haben sie mit extra für die-
sen Zweck gebrannten Ziegelsteinen wie-

der aufgebaut. Ende Dezember sind die 
Arbeiten und damit die BSI-Maßnahme 
beendet. Ob er im Anschluss eine Arbeit 
bekommt, weiß er nicht. Im Winter ist 
auf dem Bau nicht viel los. Carola Krause 
vom Team Verzahnung und Chancen-
gleichheit hat aber einen Tipp für ihn: Im 
Frühjahr beginnt in Heiligengrabe eine 
neue Firma mit ihrer Produktion. Die 
Firma wird Häuser aus speziellen Platten 
bauen und braucht Mitarbeiter. Das hat 
Carola Krause in ihrem Lokalblatt gele-
sen. �Da müssen Sie sich unbedingt be-
werben�, sagt sie. Ä
(jac)

vergessene Gruft. �Wir haben ein kleines 
Loch in die Abdeckung geschlagen, da-
mit eine Kamera zur Erkundung einge-
lassen werden konnte�, erzählt Mario 
Holzenburg, einer der beiden BSI-Be-
schäftigten. �In der Gruft sind drei Särge, 
vermutlich von der Familie von Diest, 
deren Denkmal auf dem Campo Santo 
steht�, sagt Hans-Joachim Brell von der 
Stadtverwaltung Neuruppin. Inzwischen 
ist die Gruft wieder verschlossen und 

nicht mehr zu sehen. 
Im November hat auch die zweite 

BSI-Maßnahme begonnen, wieder mit 
zwei geförderten Arbeitnehmern und 
vier Stammarbeitskräften. Jetzt werden 
die Frei�ächen, der Campo Santo, der 
Kirchplatz sowie der ehemalige Guts- 
park neu angelegt. Im Juni 2007 wäre der 
200. Geburtstag des Ferdinand von 
Quast. Bis dahin soll die Anlage fertig 
sein. Ä (jac)
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BIBB-Studie 
zum Ausbildungsplatzprogramm Ost

Je mehr Zeit Auszubildende im Betrieb 
verbringen, desto höher ist ihre Chance 
auf einen Job, Absolventen rein schu-
lischer Ausbildungen haben es dagegen 
schwerer. Das ist das Ergebnis einer 
Untersuchung des Bundesinstituts für 
Berufsbildung zu den Arbeitsmarkt-
chancen im Ausbildungsplatzprogramm 
Ost.

Damit die Übernahmechancen für Teil-
nehmer außerbetrieblicher Ausbildungs-
platzprogramme steigen, ist die Betriebs-
praxis enorm wichtig. So hatten vier von 
zehn Jugendlichen, die 2005 im Ausbil-
dungsplatzprogramm Ost �betriebsnah� 
ausgebildet wurden, ein halbes Jahr nach 
Ausbildungsabschluss einen Arbeitsplatz. 
Betriebsnah bedeutet, dass die Ausbil-
dung nicht nur in außerbetrieblichen 
Werkstätten, sondern überwiegend in 
einem Betrieb statt�ndet � wie bei einer 
regulären Lehre. 

Dagegen hatte von den Jugendlichen, 
die schulisch ausgebildet wurden, nur gut 
jeder Fünfte (22 Prozent) eine Arbeits-
stelle. Weitere 13 Prozent absolvierten 
zum Befragungszeitpunkt ein betrieb-
liches Anerkennungsjahr. Die besten Ar-
beitsmarktchancen bietet aber nach wie 
vor eine reguläre betriebliche Lehre: Die 
Erwerbsquote der so ausgebildeten ost-
deutschen Jugendlichen lag bei 53 Pro-
zent, so die Ergebnisse der Studie.

Übernahmevorteil durch Praktika
Eine Arbeitsstelle erhielten die Pro 
grammabsolventen am häu�gsten durch 
die Übernahme in den Ausbildungs- oder 
Praktikumsbetrieb. Wird der Anteil derer 
mit berücksichtigt, bei denen die Ausbil-
dungs- und Praktikumsbetriebe vermit-
telten, so fanden knapp zwei Drittel (64 
Prozent) der betrieblich und fast die 
Hälfte (45 Prozent) der betriebsnah aus-
gebildeten Erwerbstätigen ihre jetzige 
Arbeitsstelle. Bei den schulisch ausgebil-
deten Erwerbstätigen waren es dagegen 
nur 14 Prozent. Fällt jedoch der Über-
nahmevorteil der betrieblich Ausgebil-
deten weg und sie konkurrieren am Ar-
beitsmarkt mit den anderen Bewerbern, 
gleichen sich die Erwerbsquoten fast an.

Der Ausbildungsberuf ist auch aus-
schlaggebend für die Übernahme in ein 
zukünftiges Arbeitsverhältnis: Denn 
mehr als die Hälfte derjenigen, die im 
Elektro-, Metall-, IT- oder Medienbe-
reich ausgebildet wurden, hatten eine Ar-
beitsstelle; bei den Bürokau�euten war es 
dagegen nur jeder Dritte. Ä (em)

Das Kombilohn-Modell der PAGA
�Das Modell ist gut, vor allem, wenn es mir zum Job verhilft�

Im April dieses Jahres hat die Potsdamer Arbeitsgemeinschaft zur Grundsicherung 
für Arbeitssuchende (PAGA) ein Kombilohnmodell eingeführt, das nach dem Motto 
�Arbeit muss sich lohnen� Arbeitsverhältnisse im Niedriglohnsektor bezuschusst. 
Nachdem in der BRANDaktuell-Ausgabe Nr. 3/2006 ein Artikel über die Zielset-
zung und Organisationsform des Förderprogrammes erschienen ist, soll an dieser 
Stelle berichtet werden, wie sich das Modell in der Praxis bewährt hat. Dazu hat 
die Redaktion die Deutsche Facilitec Gesellschaft mbH (DEUFAG) in Berlin be-
sucht, die einen Mitarbeiter und eine Mitarbeiterin über das Kombilohnmodell be-
schäftigt. 

Manuela Rahn zeigt auf der Berlin-Karte, wo sie als Helferin in 
der Grünp�ege eingesetzt wird.  

�Wir sind insgesamt zufrieden�, so fasst 
Hans-Bernd Hütten, Geschäftsführer der 
DEUFAG, die praktischen Erfahrungen 
mit dem Kombilohn-Modell der PAGA 
zusammen. Damit meint er zuallererst 
das Vermittlungsverfahren, das über die  
DEKRA Brandenburg organisiert wurde, 
einem der drei Träger, die das PAGA-

Modell umsetzten. �Nachdem wir eine 
Stellenanzeige ins Internet gestellt hatten, 
verlief alles recht unbürokratisch und wir 
konnten die Stellen schnell besetzen. Die 
DEKRA hat die Bewerber entsprechend 
unseres Anforderungspro�ls ausgesucht, 
so der Geschäftsführer.  

Seine Zufriedenheit erstreckt sich auch 
auf die zwei Mitarbeiter, die sich gut in 
die Grünp�ege eingearbeitet haben. Al-
lerdings würden die Strukturen des Un-
ternehmens eine Einarbeit erleichtern, da 
die Helfer in der Grünp�ege von erfah-
renen Fachkräften eingewiesen und be-
treut werden. 

Auf die Frage, ob nach Ablauf des 
Kombilohnzuschusses die Möglichkeit 
einer Festanstellung für die zwei Arbeits-
kräfte besteht, zeigte sich der Geschäfts-
führer recht optimistisch: �Wir werden 
höchstwahrscheinlich einen neuen Groß-

auftrag erhalten. Wenn die Auftragslage 
nicht zurückgeht, sehe ich keinen Grund 
der gegen eine Festanstellung spricht. 

�Es ist gut, wieder zu arbeiten�
Auch die ehemalige Lageristin und jet-
zige Helferin der Grünp�ege Manuela 
Rahn fühlt sich in ihrer derzeitigen Lage 

recht wohl: �Mir gefällt 
meine Arbeit und nach ei-
ner dreijährigen Arbeits-
losigkeit ist es gut, wieder 
zu arbeiten�, so die Kom-
bilohnbeschäftigte. 

Zu ihrer Zufriedenheit 
trägt auch bei, dass die 
Integration ins Team gut 
gelaufen ist. Das bestätigt 
auch ihr Bereichsleiter 
Heino Jacobs, der für ins-
gesamt 24 Beschäftigte 
und 36 Wohnanlagen zu-
ständig ist. In diesem 
Team ist Manuela Rahn 
für leichte Helfertätig-
keiten in der Grünp�ege 
sowie einfache Reini-
gungsarbeiten und Mithil-
fe im Winterdienst zu-

ständig.
Auf die Frage, ob denn alle im Team 

wüssten, dass ihr Arbeitsplatz zurzeit 
noch über eine Förderung der PAGA mit 
bezuschusst wird, antwortet der Be-
reichsleiter: �Das ist kein Geheimnis, 
wieso auch, Arbeitslosigkeit kann heute 
jeden treffen. Für uns ist die Vergangen-
heit nicht wichtig, es kommt hauptsäch-
lich darauf an, wie es jetzt mit der Arbeit 
klappt.� 

Obwohl in der politischen Öffentlich-
keit heftig diskutiert, hat sich zumindest 
für Manuela Rahn das Kombilohnmodell 
in der Praxis bewährt: �Vor allem, wenn 
es mir zu einem Job verhilft � schau�n wir 
mal.�  Ä (em)
Infos
Paga, Heinrich-Mann-Allee 103/Haus 44,
14473 Potsdam; Jörg Bindheim, 
E-Mail: joerg.bindheim@arbeitsagentur.de

BRANDaktuell
6/200612



FÖRDERINFORMATIONEN

�Einfache Arbeit ist nicht so einfach!�
Perspektiven der �einfachen� Erwerbsarbeit in Deutschland

Mit den Hartz-Reformen rückt ein Beschäftigungssektor wieder ins Blickfeld, der 
jahrzehntelang ignoriert wurde: der Niedriglohnsektor. Nun wird er als Ausweg aus 
der beschäftigungspolitischen Misere und als Perspektive für Geringquali�zierte 
und Arbeitslose gesehen. Auf einer Tagung �Perspektiven der Erwerbsarbeit� von 
der Friedrich-Ebert-Stiftung wurden diese Optionen kritisch hinterfragt, indem die 
Realität der �einfachen Arbeit� anhand ihrer Arbeitsgestaltung, ihrer Entlohnung 
und ihren Quali�zierungsansprüchen aufgezeigt und widergespiegelt wurde.

Einfache Arbeit � allein die Begriffsklä-
rung war unter dem Teilnehmerkreis 
schon strittig. Bedeutet einfache Arbeit: 
geringe Entlohnung oder niedrige Quali-
�zierungsansprüche oder monotone Tä-
tigkeit oder geringe soziale Absicherung 
oder alles zusammen? Der Fragenkatalog 
deutet es an: Eine eindeutige Begriffser-
klärung ist bei dem Thema nicht zu er-
warten � sie blieb letztendlich auch aus.  

Eindeutiger waren dagegen die Ergeb-
nisse bei einem anderen Aspekt: die Ent-
lastung des Arbeitsmarktes bei einem 
Ausbau des �einfachen� Beschäftigungs-
sektors. Das Fazit von Dr. 
Claudia Weinkopf, Insti-
tut Arbeit und Technik in 
Gelsenkirchen: �Einfache 
Arbeit ist gar nicht so ein-
fach.� Dieses Ergebnis re-
sultiert aus dem Gutach-
ten �Stellenbesetzungspro-
zesse im Bereich �ein-
facher� Dienstleistungen�, 
das Claudia Weinkopf als 
Mitautorin im Auftrag des 
Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Arbeit er-
stellt hat. 

Dabei kam die Wissen-
schaftlergruppe zu fol-
genden Einzelergebnissen:
> Geringquali�zierte sind 

keine homogene Grup-
pe, sondern �weiche� Faktoren wie so-
ziale Kompetenzen, äußeres Erschei-
nungsbild und �exible Verfügbarkeit 
bestimmen, wer aus dieser heterogenen 
Gruppe größere Einstellungschancen 
besitzt. 

> Ein Mangel an Bewerbungen besteht 
nicht. Dieser Fakt ist vor allem für den 
Ansatz der Kombilohnmodelle von 
Bedeutung, denn auch in Branchen mit 
niedrigem Image beklagen die Unter-
nehmen vielfach eine �Bewerbungs-
�ut�.

> Einfacharbeitsplätze werden nicht 
durchgängig mit Geringquali�zierten 
besetzt. Die Unternehmen bevorzugen 
Personen mit abgeschlossener Berufs-
ausbildung. Dies gilt auch, wenn die 

fachlichen Anforderungen an den Ar-
beitsplatz eher gering sind, denn eine 
erfolgreich abgeschlossene Berufsaus-
bildung wird immer noch als Signal für 
Durchhaltevermögen und soziale 
Kompetenz gedeutet. 

Diese Ergebnisse wurden auch anhand 
der Praxis-Beispiele aus den Großunter-
nehmen Siemens, Volkswagen und Deut-
sche Bahn untermauert. Die als Kurz-
�lme vorgeführten Beispiele unterstri-
chen vor allem die gängige Praxis, ausge-
bildete Fachkräfte unterhalb ihrer Quali-
�kation zu beschäftigen.

Teilquali�kationen zerti�zieren
Wenn aber Bewerber mit geringen Quali-
�kationen selbst auf Arbeitsplätzen mit 
niedriger Entlohnung und eher ungün-
stigen Arbeitsbedingungen in Konkur-
renz zu Personen mit abgeschlossener 
Berufsausbildung stehen, dann sollten 
ihre Kompetenzen und Berufserfah-
rungen zumindest in speziellen Zerti�-
katen und Teilzeugnissen dokumentiert 
werden, so die Forderung von Claudia 
Weinkopf. Sie begründete dies damit, 
�dass es so möglich ist, Arbeitgebern an-
dere Entscheidungskriterien als eine Be-
rufsausbildung anzubieten und somit für 
diese Bewerbergruppe überhaupt noch 
Chancen auf �einfache� Arbeitsplätze zu 
wahren.� Ä (em)

Spargelstechen: Einfache Arbeit oder doch schwere Arbeit?

Durch Niedriglohn zu mehr 
Beschäftigung?

Unter diesem Titel veranstaltete das 
Forum Ostdeutschland in Zusammenar-
beit mit der Hans-Böckler-Stiftung eine 
Fachtagung. Im Mittelpunkt des Work-
shops stand dabei die Diskussion über  
die Auswirkungen der Verfestigung des 
Niedriglohnsektors für Ostdeutschland.  

Friseurhandwerk, Wachschutz, Reini-
gungssektor: Diese Branchen sind für 
ihre Niedriglöhne bekannt. Hier werden 
durchschnittlich Löhne zwischen knapp 
vier bis zehn Euro pro Stunde gezahlt, 
selbst wenn es in den Branchen gültige 
Grundvergütungen gibt. In Ostdeutsch-
land arbeitet mittlerweile ein Drittel der 
Beschäftigten im Niedriglohnsektor, was 
zur Folge hat, dass sich die Armut in un-
serem Land trotz Beschäftigung weiter 
verfestigte, so Dr. Reinhard Bispinck, 
vom Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Institut Düsseldorf.

�Brutto gleich netto�
Eine Lösung aus diesem Dilemma bietet 
die sächsische Staatsregierung mit ihrem 
in Auftrag gegebenen Gutachten an. �Wir 
wollen Vorrang für reguläre Arbeit�, be-
gründete Thomas Jurk, sächsischer 
Staatsminister für Wirtschaft und Arbeit, 
die Initiative. In dem Gutachten �Vorrang 
für das reguläre Arbeitsverhältnis: Ein 
Konzept für existenzsichernde Beschäfti-
gung im Niedriglohnbereich� schlagen 
Professor Peter Bo�nger, Universität 
Würzburg, und Dr. Ulrich Walwei, Insti-
tut für Arbeitsmarkt und Berufsfor-
schung, vor, den Niedriglohnsektor neu 
und umfassend zu organisieren. Die Wis-
senschaftler favorisieren ein Modell der 
so genannten negativen Einkommens-
steuer. Dabei sollen Arbeitnehmer bis zu 
einem bestimmten Einkommen von den 
Sozialabgaben befreit werden, indem die-
se aus der Staatskasse bezahlt werden. 
�Für diese Arbeitnehmer ist der Brutto-
lohn dann identisch mit dem Nettolohn�, 
mit dieser einfachen Formel fasste der 
sächsische Minister die Ergebnisse des 
Gutachtens zusammen. Das neue Modell 
fand nicht nur unter den Tagungsteilneh-
mern und -teilnehmerinnen reges Interes-
se, sondern wurde auch in der von Ar-
beitsminister Müntefering eingerichteten 
,Arbeitsgruppe Arbeitsmarkt� vorgestellt. 
Die dortigen Experten einigten sich, das 
Modell bis zum Januar nächsten Jahres 
tiefer gehend zu überprüfen. Ä (em)
Infos
Download der Vorträge:
http://tinyurl.com/yk652m
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Arbeitsvermittlung � Welche Ansätze führen zum Erfolg?
Das Spektrum reicht vom �Contracting-out� bis zur Modernisierung der Arbeitverwaltung

Es ist unumstritten, dass es allein mit Mitteln der Arbeitsmarktpolitik nicht gelin-
gen kann, Vollbeschäftigung zu erreichen. Dennoch ist die Verbesserung der Ef�zi-
enz der Arbeitsmarktvermittlung ein zentrales gesellschaftliches Anliegen. Mit der 
Reorganisation der Bundesagentur für Arbeit und der Intensivierung ihrer Vermitt-
lungstätigkeit wurden in Deutschland zwar Weichen für diese arbeitsmarktpoli-
tische Orientierung gestellt, aber gute Vermittlungsergebnisse lassen noch auf 
sich warten. Was kann noch besser gemacht werden? Diese Frage versuchten Ex-
perten aus Deutschland und Europa auf der Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung 
�Reform der Arbeitsvermittlung� zu beantworten.

Wie soll nun eine moderne und professio-
nelle Arbeitsvermittlung organisiert wer-
den? Soll sie weiterhin eine öffentliche 
Aufgabe bleiben oder an private Dienst-
leister vergeben werden? Ist die Organi-
sationsform der ARGEn oder die der 
Optionskommunen erfolgreicher? 

Dieses Fragebündel stand im Mittel-
punkt der Veranstaltung. Und um es 
gleich vorweg zu sagen, eindeutige Ant-
worten gab es dazu nicht: Die Meinungen 
wichen stark voneinander ab und waren 
auch davon abhängig, welche Instituti-
onen die Referenten oder Diskutanten je-
weils vertraten. 

Einigkeit herrschte aber darüber, dass 
mit der derzeitigen Konstellation der 
ARGEn eine effektive Arbeitsvermitt-
lung sehr erschwert wird. Denn die orga-
nisatorischen Hindernisse, wie unter-
schiedliche Verwaltungsvorschriften für 
die Mitarbeiter (BA- und Kommunal-
recht) oder nicht bis ins Detail geklärte 
Zuständigkeiten, würden zu sehr von der 
eigentlichen Aufgabe der Vermittlung ab-
lenken. Wäre es angesichts dieser Hinder-
nisse nicht sinnvoller, die Vermittlungs-
aufgaben an dritte, private Anbieter zu 
vergeben? 

Niederlande und Österreich:  
Erfolg mit verschiedenen Ansätzen 
Das Beispiel der Niederlande zeigt, dass 
sich mithilfe privater Vermittler gute Er-
folge erzielen lassen. In den Niederlanden 
können seit 2001 private Anbieter für die 
vollständige Betreuung und Vermittlung 
von marktfernen Kunden beauftragt wer-
den, d. h. die privaten Vermittler betreuen 
diejenigen, von denen nicht erwartet 
wird, dass sie innerhalb von sechs Mona-
ten wieder eine Arbeit �nden. 

�Die bisher gemachten Erfahrungen 
mit dem Contracting-out sind gut�, so 
Arthur van de Meerendonk vom nieder-
ländischen Arbeitsministerium. Einer der 
Gründe für die guten Ergebnisse sei, dass 
die Auslagerung an private Dienstleister 
gleichzeitig mit einem strengen Qualitäts-
management verknüpft wurde. 

Einen ganz anderen Weg hat die Ar-
beitsverwaltung in Österreich eingeschla-
gen. Dort hat man bereits 1994 auf eine 
Binnenmodernisierung der öffentlichen 
Arbeitsverwaltung mit der Neueinrich-
tung des Arbeitmarktservices (AMS) ge-
setzt. Konsequent hat sich der AMS da-
nach auf die Kernaufgaben der Arbeits-
vermittlung konzentriert und eine De-
zentralisierung der Verwaltung unter 
stärkerer Einbeziehung der Sozialpartner 
eingeleitet. �Uns ist es gelungen, günstige 
Voraussetzungen zu schaffen, die nach 
und nach zu einer Ef�zienzsteigerung 
der Vermittlungstätigkeit führten�, so Dr.  
Ernst Haider vom AMS-Vorstandsbüro. 
Dieses Beispiel der erfolgreichen Moder-
nisierung der öffentlichen Arbeitsverwal-
tung könne auch für Deutschland als 
Modell dienen, so die Empfehlung von 
Ernst Haider. 

Wer ist vermittelbar?
Die schlechten Vermittlungsergebnisse in 
Deutschland wurden von Johan ten Geu-
zendam, dem Leiter der Arbeitseinheit 
Arbeitsverwaltungen der GD Beschäfti-
gung bei der EU, relativiert, denn �mit 
den Hartz-Reformen ist in Deutschland 
die Zielgruppe derjenigen, die vermittelt 
werden sollen, sehr weitgefasst de�niert 
worden�.

Andere europäische Länder hätten da-
gegen enger gesteckte Rahmen, weil es 
dort für Personengruppen mit Vermitt-
lungshemmnissen noch die Möglichkeit 
gäbe, über andere Sicherungssysteme 
Leistungen zu erhalten. �Unser Ziel ist 
es, den weitgefassten deutschen Ansatz 
der Aktivierung von Arbeitsunfähigen als 
Vorbild zu nehmen und europaweit ein-
zuführen, auch wenn dies anfänglich mit 
schlechteren Vermittlungszahlen einher-
geht�, so Geuzendam. Ä (em)
Infos
Literatur zur Tagung: Stefan Sell: Moderni-
sierung und Professionalisierung der Ar-
beitsvermittlung. Gutachten der Friedrich-
Ebert-Stiftung, Bonn 2006. Kostenloser 
Download unter: http://tinyurl.com/y88vxw

Stimmen

�Bei der Vermittlungsproblematik sollte 
nicht vergessen werden, dass der Mensch 
im Mittelpunkt steht und deshalb sollte 
sich jeder, der damit zu tun hat, auch im-
mer fragen: welche Auswirkungen hat 
mein Handeln auf den Einzelnen?�
(Martin Brost, BONVENTURE) 

�Um die Vermittlungsef�zienz in 
Deutschland zu erhöhen, benötigen wir 
keine neue Großreform, sondern wir 
sollten uns bemühen, den Sand aus dem 
Getriebe zu holen und die vielen prak-
tischen Probleme zu lösen.�
(Kajo Wasserhövel, Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales)

�An die Arbeitsmarktpolitik werden zu 
hohe Erwartungen gestellt, denn eins ist 
klar, über den Arbeitsmarkt alleine ist die 
derzeitige Beschäftigungssituation nicht 
in den Griff zu bekommen.�
(Klaus Brandner,  
SPD-Bundestagsfraktion)

�Es gibt in Deutschland keine systema-
tische Strategie für oder gegen die Einbe-
ziehung von Geringquali�zierten in die 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente der 
Bundesagentur.�
(Dr. Bruno Kaltenborn, Wirtschafts-
forschung und Politikberatung)

�Mit unserer Umstrukturierung der Ar-
beitsverwaltung haben wir im Vergleich 
zu Deutschland früher begonnen, 
kleinere Brötchen gebacken, länger den 
Teig geknetet, ihm mehr Zeit im Ofen 
gegeben und es sind ganz gute Brötchen 
herausgekommen.�
(Dr. Ernst Haider, AMS, Österreich)

�Es ist wichtig, bei der Vermittlung auch 
den Kundenwunsch zu berücksichtigen, 
denn wenn jemand ein verfestigtes Ziel 
hat, dann kommt man ziemlich nahe an 
den eigentlichen Berufswunsch heran.� 
(Thomas Heinle, Deutscher Vermitt-
lungscoach-Verband e.V.)

�Wir müssen die Verantwortung nach un-
ten bringen, denn wir haben bundesweite 
Vorschriften, obwohl die Strukturen regi-
onal sehr verschieden sind. Damit können 
wir den Arbeitsmarkt vor Ort nicht ef-
fektiv beein�ussen.�
(Erich Pipa, Landkreis Main-Kinzig)

BRANDaktuell
6/200614



FÖRDERINFORMATIONEN

Für eine erfolgreiche Aktivierung und 
Integration Langzeitarbeitsloser in den 
regulären Arbeitsmarkt ist die Vernet-
zung der lokalen und regionalen Akteure 
wichtig. Das war die zentrale Botschaft 
der Tagung, unter der die Diskussion um 
die Erfolgsfaktoren �Netzwerke� und 
�Kooperation� zusammengefasst werden 
könnte. Folgende Fragestellungen 
führten auf den Weg:
> Welche praktischen Erfahrungen wur-

den in den knapp zwei Jahren seit Ein-
führung des SGB II vor Ort gemacht? 

> Was sind Voraussetzungen guter Zu-
sammenarbeit vor Ort, welche Bei-
spiele guter Praxis gibt es?

Zu Beginn der Tagung am 19. Oktober 
wurde aus Sicht der Bundes-, Landes- 
und Kommunalpolitik sowie der wissen-
schaftlichen Evaluierung des Umset-
zungsprozesses ein erstes Resümee gezo-
gen. Im zweiten Teil der Tagung trafen 
sich die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer, um sich in elf Arbeitsgruppen zu 
folgenden Themen auszutauschen:
> Schnittstellen zum SGB III,
> Verknüpfung mit kommunaler  
 Wirtschaftsförderung,
> Bildung und Ausbildung,
> Schnittstellen zum SGB XII,
> Kinder- und Jugendhilfe,
> Landesarbeitsmarktpolitik und 
 EU-Strukturfonds, 
> Örtliche Migrationspolitik,
> Netzwerkbildung mit lokalen 
 Akteuren,
> Kommunale Kostensteuerung über 

Vernetzung bei Wohnen und Energie,
> Regionales Arbeitsmarktmonitoring,
> Alternative Beschäftigungsformen. 
In den Arbeitsgruppen herrschte eine 
solche produktive Stimmung, dass auch 
die Abendveranstaltung zum intensiven 
Erfahrungsaustausch genutzt wurde.

Evaluation ja � aber wie?
Zu Beginn des zweiten Tages wurden die 
Anforderungen der lokalen/regionalen 
Akteure an die SGB-II-Umsetzungsein-
heiten (ARGEn/Optionskommunen) an 
Unternehmen, Gewerkschaften, Sozial-

verbände und Beschäftigungsträger und 
Akteure der Stadtentwicklung formuliert, 
die notwendig sind, um den Integrations-
auftrag des SGB-II-Gesetzes zu erfüllen. 
Im Abschluss-Panel wurde mit Vertre-
tern der Landespolitik, der Gewerk-
schaften und der Bundesagentur für Ar-
beit 
> zum Stand der Umsetzung des SGB II, 
> zu den notwendigen gesetzlichen und 

untergesetzlichen Anpassungen und 
> zur Zukunft von ARGEn und Opti-

onskommunen
diskutiert. Die Überzeugung der Not-
wendigkeit der lokalen Vernetzung wur-

de von allen geteilt, gute Beispiele be-
schrieben und diskutiert � insbesondere 
auch bezüglich der Einbeziehung von 
Unternehmen.

Peter Lehmann, Vizepräsident der 
IHK zu Offenbach am Main, stellte dazu 
u. a. fest: �Um was � meine Damen und 
Herren � geht es uns als IHK? Diese Fra-
ge lässt sich leicht beantworten. Selbst-
verständlich wollen wir in erster Linie 
das Entstehen von Langzeit- und Jugend-
arbeitslosigkeit vermeiden. Zweitens 
setzt sich die IHK Offenbach nachhaltig 
für die Eingliederung von Langzeitar-
beitslosen und Jugendarbeitslosen in den 
ersten Arbeitsmarkt beziehungsweise in 
die Ausbildung ein. Ein wesentlicher 

Schwerpunkt des IHK-Engagements ist 
zweifellos die Bekämpfung der Jugend-
arbeitslosigkeit. Hier sehen wir unsere 
Kernkompetenz ganz nach dem Motto 
�Wie hilft die Wirtschaft, wie hilft die 
IHK der Jugend�. Unsere Kammer ent-
faltet auf diesem Gebiet seit Jahren eine 
Fülle von Aktivitäten, die laufend er-
gänzt werden und aktuelle Entwick-
lungen aufgreifen.�

Neben grundsätzlichen Aussagen aus-
gewählter Netzwerkpartner zu Koopera-
tionsanforderungen und -möglichkeiten 
mit den Umsetzungseinheiten des SGB 
II, bestimmte vor allem der praktische 
Erfahrungsaustausch Plenen und Ar-
beitsgruppen.

So waren die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer der Meinung, dass inzwi-
schen allmählich Ruhe an der Organisati-
onsfront herrschen sollte und sie for-
derten von der Politik, nicht schon wie-
der neue �Modelle� zu entwickeln. Nach 
dem nicht immer einfachen Aufbau der 

Organisationsstrukturen, 
sollten diese nunmehr Ge-
legenheit bekommen, sich 
zu entfalten � eine Voraus-
setzung, um diese auch 
optimal zu evaluieren. 
Zum Thema Evaluation 
wurde die Frage der (Ver-
gleichs-)Indikatoren als 
allgemeines Problem iden-
ti�ziert. Nach wie vor 
seien diese nicht klar, wie 
auch die (endgültige) 
Form der Berücksichti-
gung der ökonomischen 
Rahmenbedingungen 
noch nicht festliege. 

Wie groß der Bedarf an 
solchen Erfahrungsaustau-

schen ist, manifestierte sich auch in der 
Forderung, diese Tagungsreihe fortzuset-
zen. Einen Teil der Referate und Inputs 
dieser Tagung �nden Sie auf der Webseite 
des Netzwerks SGB II und steht der Öf-
fentlichkeit zur Verfügung. Darauf auf-
bauend werden die Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer bei der nächsten Tagung im  
Dezember in Frankfurt a. M. weiter ar-
beiten. Ä
Hartmut Siemon,  
Geschäftsführender Gesellschafter 
BRIDGES Consulting Public Affairs & 
Management GmbH
Infos
Internet: www.sgb-ii.net/portal/
0_offenbach

Der Erfahrungsaustausch stand im Mittelpunkt
Netzwerk SGB II � Bericht der zweiten bundesweiten Tagung in Offenbach am Main

Die zweite � durch das BMAS geförderte � Veranstaltung zur Umsetzung des SGB 
II fand vom 19. bis 20. Oktober 2006 in den Räumen der IHK und des Ledermuse-
ums in Offenbach am Main statt. Sie stand unter dem Thema �Das Ziel: Nutzung 
und Aktivierung der lokalen Kompetenzen � Vernetzung lokaler Politikfelder und 
Akteure bei der Umsetzung des SGB II�. Dazu trafen sich über 220 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer, um ihre Erfahrungen in dem noch jungen Prozess einzubrin-
gen. BRANDaktuell veröffentlichte den Bericht über die ersten Tagung in der 
Nr. 4/2006.

Sich auszutauschen, ist meist schon die halbe Problemlösung. 
Diese Gelegenheit nutzten viele.

BRANDaktuell
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FÖRDERINFORMATIONEN

Die Höhe der Bundesbeteiligung war 
aber bereits nach einem Jahr des Geset-
zesvollzugs schon wieder strittig. Mit 
dem ersten SGB-II-˜nderungsgesetz 
vom 22.12.2005 wurde zunächst das Tau-
ziehen um die Beteiligung des Bundes an 
den kommunalen Kosten für Unterkunft 
und Heizung beendet. Die Beteiligungs-
quote des Bundes wurde mit 29,1 Pro-
zent festgeschrieben. Die einheitliche 
Haltung der Länder hat zu dieser Inte-
rimslösung maßgeblich beigetragen. 

Da im Rahmen des damaligen Vermitt-
lungsausschusses keine auf Dauer ange-
legte Verständigung über die Höhe der 
notwendigen Bundesbeteiligung erzielt 
werden konnte, stand nun an, die Beteili-
gung des Bundes ab 2007 entsprechend 
§ 46 Abs. 7 SGB II durch Bundesgesetz 
neu zu regeln. Eine wesentliche Voraus-
setzung einer tragfähigen Neuregelung 
wird vom Brandenburger Ministerium 
für Arbeit und Soziales, Gesundheit und 
Familie (MASGF) in einer angemessenen 
Bundes�nanzierung gesehen, durch die 
alle Bundesländer im Vergleich zum Zu-
stand vor Inkrafttreten des SGB II entla-
stet werden. Zugleich soll eine dauerhafte 
Neuregelung auch für eine Planungssi-
cherheit der Kommunen sorgen. 

Gespräche zur Umsetzung
Im Zuge der Umsetzung des dreistu�gen 
Vorgehens (siehe Infokasten) wurden 
Gespräche auf Fachebene der Ministerien 
der Länder und des Bundes zur Neurege-
lung der Bundesbeteiligung an den Kos-
ten für Unterkunft und Heizung geführt, 
die jedoch zu keiner ausreichenden An-
näherung der Positionen geführt haben. 
Zur Erarbeitung einer gemeinsamen Po-
sition der Länder tagten Arbeitsgruppen 
gemeinsam mit den kommunalen Spit-
zenverbänden, wurden politische Ge-
spräche geführt und Verhandlungspositi-
onen ausgetauscht. Der Länderforderung 
von 5,8 Mrd. Euro stand lange Zeit eine 
Bundesposition von 2,05 Mrd. Euro ge-
genüber. 

In den Verhandlungen der Länder mit 
dem Bund ging es aber nicht nur um die 
Frage der Höhe des Anteils des Bundes 

an den Leistungen für Unterkunft 
und Heizung, sondern auch um die Ver-
teilung dieses Anteils auf die einzelnen 
Bundesländer, die den auf sie entfal-
lenden Anteil an die Kommunen weiter-
leiten. 

Ziel des MASGF war es, mit dem 
künftig dauerhaft, zumindest aber mittel-
fristig zu etablierenden Finanzierungssy-
stem die Mindestanforderung zu sichern, 
dass die Kommunen jährlich um 2,5 Mil-
liarden entlastet werden, wie es das Vierte 
Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt unter Berücksichtigung der 
sich ergebenden Einsparungen der Län-
der vorsieht. Dieses Ziel wäre mit den ge-
forderten 5,8 Mrd. Euro zu erreichen ge-
wesen.

Kompromiss auf politischer Ebene
Letztlich konnten die Länder ihre Forde-
rung gegenüber dem Bund nicht vollstän-
dig durchsetzen, dem Bund jedoch er-
hebliche �nanzielle Zugeständnisse ab-
ringen. 

Im Rahmen von Gesprächen auf 
höchster politischer Ebene wurde auf-
grund des engen Zeitrahmens sowie der 
Schaffung von Planungssicherheit für alle 
beteiligten Seiten am 2. November 2006 

zwischen Bund und Ländern Einverneh-
men darüber erzielt, die Bundesbeteili-
gung an den Kosten für Unterkunft und 
Heizung auf 4,3 Mrd. Euro im Jahr fest-
zulegen. Dies entspricht einer Quote von 
31,8 Prozent. Dies ist zunächst bis zum 
Jahr 2010 vereinbart worden. Die Quote 
soll bei einer Veränderung der Anzahl 
der Bedarfsgemeinschaften um je ein 
Prozent abgesenkt bzw. um je 0,7 Pro-
zentpunkte angehoben werden.

Die ursprüngliche Forderung der 
Mehrheit der Länder, unter diesen auch 
das Land Brandenburg, die Bundesbetei-

ligung nicht von vornhe-
rein durch eine Quote an 
den Kosten für Unter-
kunft und Heizung fest-
zulegen, sondern zuerst 
alle Länder durch einen 
�nanziellen Mehrbelas-
tungsausgleich auf �Null� 
zu setzen und sodann den 
überschüssigen Bundes-
anteil nach einem be-
stimmten Schlüssel auf die 
Länder zu verteilen (sog. 
zweistu�ges Verfahren als 
Festbetragsmodell), konn-
te sich in den Verhand-
lungen mit dem Bund 
nicht durchsetzen. 

 Gleichwohl erhalten 
die Kommunen mit dem 
erreichten Ergebnis ein 
hohes Maß an Planungssi-
cherheit für den Zeitraum 

2007 bis 2010. Der Bundesanteil von 4,3 
Mrd. Euro bzw. 31,8 Prozent an den Ko-
sten für Unterkunft und Heizung ist für 
die Länder und Kommunen insgesamt 
positiv zu bewerten. 

Für das Land Brandenburg, das durch 
die bisherige Regelung belastet war, führt 
dieser Kompromiss zu einer � wenn auch 
nur geringfügigen � Nettoentlastung. Ä
Dr. Sandra J. Wagner, 
Referentin im MASGF

Sozialgesetzbuch II: Grundlagen des neuen Finanzkonzeptes 
Die Anteilsregelung zwischen Bund und Ländern wird ab 2007 neu festgelegt

Seit nunmehr zwei Jahren ist das Sozialgesetzbuch II (SGB II) in Kraft, mit dem Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe zu einer einheitlichen Grundsicherung für Erwerbsfähige 
zusammengeführt wurden (ALG II). Ziel des Gesetzes war, dass die Kommunen, 
die die Sozialhilfeausgaben, insbesondere für Arbeitslose, zu tragen haben, sub-
stanziell entlastet werden. Daher beteiligte sich der Bund seit Beginn mit 29,1 
Prozent an den kommunalen Leistungen der Kosten für Unterkunft und Heizung 
nach § 46 SGB II.

Neues Finanzkonzept ab 2007

Bundeskanzlerin Angela Merkel und die Regierungs-
chefs der Länder verständigten sich im Juni 2006 auf 
der Ministerpräsidentenkonferenz zur Neuregelung der 
Bundesbeteiligung an den Kosten für Unterkunft und 
Heizung auf folgende dreistu�ge Vorgehensweise:

> Zur Vorbereitung einer politischen Entscheidung ermit-
teln in einem ersten Schritt die Fachministerien der 
Länder und des Bundes eine Datenbasis.

> In einem zweiten Schritt sollen sich Vertreter von Bun-
desregierung auf Ministerebene und sechs Ländern 
auf Ministerpräsidentenebene auf einen Vorschlag für 
einen konkreten Lösungsweg verständigen.

> In einem dritten Schritt erfolgt eine gemeinsame Be-
schlussfassung aller Ministerpräsidenten über den 
gewählten Lösungsweg auf ihrer Jahreskonferenz 
Ende 2006.
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Forschung
Zwei Förderprogramme

Das Bundesforschungsmi-
nisterium fördert mit dem 
Programm �Zentren für 
Innovationskompetenz: 
Exzellenz schaffen � Ta-
lente sichern� (ZIK) zwölf 
Initiativen ab Anfang 
2007. Darunter sind auch 

zwei Forscherteams aus Brandenburg. 
Das Programm ist Teil der Innovations-
initiative �Unternehmen Region�, die lei-
stungsstarke Forschungszentren in Ost-
deutschland stärkt. Die zwölf Initiativen 
werden für ein Jahr mit jeweils bis zu 
250.000 Euro gefördert.

Ein weiteres Programm �InnoPro�le� 
geht in die dritte Runde. Dazu können 
sich noch bis zum 7. März 2007 ostdeut-
sche Nachwuchsforschergruppen für eine 
fünfjährige Förderung bewerben. Inno-
Pro�le zielt auf die enge Zusammenarbeit 
zwischen Nachwuchsforschungsgruppen 
und Unternehmen der regionalen Wirt-
schaft ab. Für InnoPro�le stellt das Bun-
desministerium für Bildung und For-
schung bis zum Jahr 2012 rund 150 Milli-
onen Euro zur Verfügung.
Infos
Internet: www.bmbf.de/de/4604.php und 
www.unternehmen-region.de

Wettbewerb 
�Fort-Schritte wagen!� 

Der bundesweite Wettbe-
werb �Fort-Schritte wa-
gen!� startete am 3. No-
vember 2006  in die zweite 
Runde. Das vom Bundes-
ministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Ju-
gend geförderte Modell-
projekt �Neue Wege für 
Jungs� sucht innovative 
Ideen, wie Jungen ihre Le-
bensplanung und ihre Be-

rufswahl ohne Scheuklappen angehen 
können. Es werden 25 x 1.500 Euro 
Preisgeld für ausgezeichnete Vorschläge 
vergeben. Konzepte müssen bis zum 29. 
Januar 2007 eingereicht werden. Geför-
dert wird das Projekt aus dem ESF.
Infos
Dörte Jödicke, Büro: Neue Wege für Jungs, 
Kompetenzzentrum Technik-Diversity-Chan-
cengleichheit e. V., Tel.: (05 21) 1 06 73 
59, E-Mail: joedicke@neue-wege-fuer-jungs.
de, Internet: www.neue-wege-fuer-jungs.de

NEnA
Für Nano-Akademikerinnen

Das Karriereförderprogramm engagiert 
sich für Nachwuchswissenschaftlerinnen 
im Zukunftsmarkt Nanotechnologie. Das 
BMBF-Aktionsprogramm �Power für 
Gründerinnen� startet ein bundesweit wie 
regional aktives Netzwerk, um ein inno-
vatives zielgruppen- und genderspezi-
�sches Beratungs- und Quali�zierungs-
angebot in Form von einwöchigen 
�Nano-Entrepreneurship-Academies 
(NEnA)� durchzuführen. Die Lehrgänge 
werden jeweils an den Universitäten Pa-
derborn, Halle und Marburg im Wechsel 
statt�nden. Der erste Durchlauf ist für 
September 2007 in Paderborn geplant. 
Infos
Internet: http://tinyurl.com/y7zqd7

Jugend
BQF-Ergebnisse in die Praxis
 
Jugendliche, die aus den 
verschiedensten Gründen 
besondere Unterstützung 
brauchen, konnten diese 
aus dem Programm 
�Kompetenzen fördern � 
Beru�iche Quali�zierung 
für Zielgruppen mit be-
sonderem Förderbedarf�, 
kurz BQF, des Bundesmi-
nisteriums für Bildung 
und Forschung erhalten. 
Das Programm lief fünf Jahre, in denen 
130 Projekte mit gut 60 Mio. Euro geför-
dert wurden, wovon etwa die Hälfte aus 
dem ESF kam. Bis zum Herbst 2007 sol-

len nun besonders gute Ergebnisse verallgemeinert und 
in die Praxis umgesetzt werden. Das Ministerium plant, 
auch zukünftig an- und ungelernten jungen Erwachse-
nen durch eine beschäftigungsbegleitende Nachquali�-
zierung eine zweite Chance für den regulären Arbeits-
markt zu eröffnen.
Infos
Internet des BMBF: www.bmbf.de/press/1916.php

Brandenburg
Arbeitsförderung

Das Landesprogramm 
�Quali�zierung und Arbeit 
für Brandenburg� wird 
derzeit an die Förderbe-
dingungen der neuen ESF-
Förderperiode (s. a. 
BRANDaktuell Special 
2006) angepasst. Demzu-
folge werden sich ˜nde-
rungen ergeben, die Sie 
auch auf den Internetseiten 
der LASA Brandenburg 
GmbH verfolgen können. 
So ist z. B. angedacht, dass 
die Quali�zierungsrichtlinie (PR˜V 1) 
über den 31. Dezember 2006 gilt bis eine 
neue Richtlinie in Kraft tritt. Die Förde-
rung �Lokale Initiativen� wird bis zum 
28. Februar 2007 verlängert. Sofern dann 
noch Mittel zur Verfügung stehen, kann 
die Richtlinie noch bis zum 30. Juni 2007 
in Anspruch genommen werden. Ab Juli 
2007 wird die Regionalbudget-Förde-
rung, die zunächst auf vier Modellpro-
jekte (Potsdam-Stadt und die Landkreise 
Spree-Neiße, Barnim und Prignitz) be-
schränkt war, auf alle Landkreise und 
kreisfreien Städte ausgeweitet.
Infos
Internet: www.lasa-brandenburg.de
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Brückenschlag
Forschungsprämie

Das Bundesforschungsministerium gab 
das Startsignal zur Einführung einer For-
schungsprämie, die Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen motivieren soll, 
stärker mit Unternehmen zusammenzu-
arbeiten. Sie ist auch ein wichtiger Schritt 
innerhalb der Gesamtstrategie zur deut-
lichen Erhöhung der Investitionen in 
Forschung und Entwicklung. Weitere 
Impuls-Instrumente sollen noch folgen. 
Die Forschungsprämie ist Bestandteil der 
Hightech-Strategie, die ab dem kommen-
den Jahr ausgezahlt werden soll. Die Prä-
mie wird an Hochschulen und For-
schungseinrichtungen gehen, die For-
schungsaufträge von kleinen und mittle-
ren Unternehmen übernehmen.
Infos
Internet des Bundesforschungsministeri-
ums: www.bmbf.de/press/1824.php



Diese Seiten entstehen unter redaktioneller Verantwortung der Technischen Hilfe Brandenburg des Europäischen Sozialfonds bei der BBJ Consult AG

Der für die neue Förderperiode erfolgten 
Umstrukturierung der einzelnen EU-
Programme liegen generell folgende 
Grundsätze und Ziele zugrunde: Die eu-
ropäischen Förderprogramme sollen ziel-
gerichteter für die Verfolgung europä-
ischer Themen und politischer Strategien 
eingesetzt werden (Lissabon-Strategie, 
Europäische Beschäftigungsstrategie). 
Durch die Bündelung einzelner Förderli-
nien hin zu sektorspezi�schen Rahmen-
programmen, wie z. B. bei dem Pro-
gramm zum Lebenslangen Lernen, kön-
nen Zielorientierungen besser verdeut-
licht und die Verwaltungsverfahren ver-
einfacht werden.

Zentralisierte, von der Europäischen 
Kommission selbst verwaltete Aktio-
nen, und dazu zählt das Programm 
PROGRESS, setzen zukünftig vorrangig 
auf die Förderung europäischer Netz-
werke, das Voneinanderlernen durch 
transnationalen Austausch von guten 
Ansätzen und die Ermittlung von EU-
weit relevantem Wissen. Alle weiteren 
Programme sollen dagegen noch stärker 
dezentralisiert umgesetzt werden. Und 
schließlich bieten die Programmbeschlüs-
se einen stabilen Förderrahmen für sie-
ben Jahre. 

Die sozialpolitische Agenda
Die sozialpolitische Agenda ist Teil des 
integrierten europäischen Ansatzes, um 
die in Lissabon skizzierte wirtschaftliche 
und soziale Erneuerung zu einem wis-
sensbasierten, starken Wirtschaftsraum 
erreichen zu können. Mit der Agenda soll 
das europäische Sozialmodell moderni-
siert und eine positive und dynamische 
Wechselwirkung von Wirtschafts-, Be-
schäftigungs- und Sozialpolitik sicherge-
stellt werden.

Das neue Programm PROGRESS
Das Programm PROGRESS (Programme 
for Employment and Social Solidarity) 
soll die Ziele der sozialpolitischen Agen-
da fördern und �ankierend zum ESF ein-
gesetzt werden. Über das PROGRESS-
Programm beabsichtigt die EU-Kommis-
sion, ihre Rolle beim Vorschlagen von 

Gemeinschaftsstrategien zu stärken und 
EU-Ziele zu konkretisieren: Die europä-
ischen Impulse sollen wirksamer in nati-
onale Politik umgesetzt werden. Weitere 
Ziele stellen die Verbesserung der Koor-
dination und Kooperation zwischen den 
Mitgliedstaaten und die Stärkung der Zu-
sammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 
dar. Im Sinne der vorgesehenen Verwal-
tungsvereinfachung wurden für PRO-
GRESS mehrere Haushaltslinien und vier 
Aktionsprogramme der Europäischen 
Union, die bisher die Sozialpolitische 
Agenda unterstützten, zusammengefasst: 
Bekämpfung von Diskriminierungen 
(2001 � 2006), Gleichstellung von Frauen 
und Männern (2001 � 2005), Bekämpfung 
der sozialen Ausgrenzung sowie Anreiz-
maßnahmen für mehr Beschäftigung.

Insgesamt stehen in 2007 � 2013 für 
PROGRESS rund 743 Mio. Euro zur 
Verfügung. Das Programm ist in insge-
samt fünf Unterprogramme gegliedert.

Unterprogramm 1: 
Beschäftigung 
Hier liegt der Schwerpunkt auf der Un-
terstützung der Europäischen Beschäfti-
gungsstrategie (EBS). Gefördert werden 

Maßnahmen, die das Verständnis über die 
Beschäftigungssituation verbessern hel-
fen, wie etwa Analysen oder die Ent-
wicklung von Statistiken, die die Umset-
zung der europäischen Beschäftigungs-
leitlinien und -empfehlungen überwa-
chen und bewerten und die die Interakti-
on zwischen EBS und anderen Politikbe-

reichen untersuchen. Außerdem sollen 
gute Praktiken im Kontext mit der EBS 
ausgetauscht und die Debatte über be-
schäftigungspolitische Herausforde-
rungen und Strategien unterstützt wer-
den. Für das Unterprogramm Beschäfti-
gung sind 23 Prozent des gesamten PRO-
GRESS-Budgets veranschlagt.

Unterprogramm 2: 
Sozialschutz und soziale Integration
Dieses Unterprogramm ist insbesondere 
auf die bessere Anwendung der offenen 
Methode der Koordinierung (OMK) ge-
richtet. Die OMK ist ein ergänzendes Po-
litikinstrument, das die Zusammenarbeit 
zwischen den Mitgliedstaaten sowie den 
Austausch bewährter nationaler Verfah-
ren und Praktiken fördern soll. Dies ge-
schieht durch die Vereinbarung gemein-
samer Ziele für den jeweiligen Politikbe-
reich. Die Art und Weise, das festgelegte 
Ziel zu erreichen, bleibt dabei im Wesent-
lichen den Mitgliedsländern selbst über-
lassen. Allerdings werden die Fortschritte 
der einzelnen Länder regelmäßig über-
wacht. So muss jedes Mitgliedsland � bei-
spielsweise im Bereich Beschäftigung 
oder sozialer Integration � regelmäßig 
nationale Aktionspläne vorlegen, die die 
Anstrengungen, Erfolge und Probleme 
bei der Bekämpfung von Armut und so-
zialer Ausgrenzung zusammenfassen. Die 
OMK schafft so die Möglichkeit, die er-
reichten Fortschritte EU-weit zu verglei-
chen (�ranking�, �benchmarking�) und ei-
nen Anreiz zu schaffen, aus den Erfah-

rungen anderer, erfolg-
reicher Mitgliedstaaten zu 
lernen. Das Unterpro-
gramm 2 soll das Ver-
ständnis für alle Aspekte 
der Armut sowie der stra-
tegischen Ansätze in die-
sem Förderbereich ver-
stärken. In diesem Kontext 
sind auch Sensibilisie-
rungsmaßnahmen, die 
Förderung von Diskussi-
onsprozessen sowie Maß-
nahmen zugunsten der 
wichtigsten EU-Netze 

vorgesehen. �Sozialschutz und soziale In-
tegration� soll mit 30 Prozent des Budgets 
den größten Finanzanteil erhalten.

Unterprogramm 3: 
Arbeitsbedingungen 
Das dritte PROGRESS-Unterprogramm 
ist konzentriert auf Tätigkeiten zur Ver-

Das neue EU-Programm PROGRESS 2007 bis 2013
Bündelung der Aktionsprogramme für Beschäftigung und soziale Solidarität

Im künftigen Förderzeitraum 2007 � 2013 hat die EU-Kommission bisherige Akti-
onsprogramme und Haushaltslinien in Rahmenprogrammen neu zusammengefasst 
(siehe dazu BRANDaktuell 5/2006 zum Programm für Lebenslanges Lernen). Mit 
dem neuen Programm PROGRESS sollen � �ankierend zum ESF � Zielsetzungen 
der sozialpolitischen Agenda umgesetzt werden. Der Vorschlag über das Pro-
gramm PROGRESS ist in der zweiten Lesung im Europäischen Parlament ange-
nommen worden, mit der formellen Verabschiedung wird im November gerechnet.

Betteln � kein guter Weg, um Armut zu lindern!
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besserung der Arbeitsumwelt und der 
Arbeitsbedingungen, einschließlich der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes 
am Arbeitsplatz. Dazu zählen: Analysen, 
Studien und Bewertungen, die das Pro-
blemverständnis erhöhen, Aktionen zur 
verbesserten Anwendung der EU-Vor-
schriften im Arbeitsrecht sowie Präven-
tiv- und Sensibilisierungsmaßnahmen. 10 
Prozent des vorgeschlagenen Budgets 
entfallen auf dieses Unterprogramm.

Unterprogramm 4: 
Nichtdiskriminierung und Vielfalt
Dieser Tätigkeitsbereich betrifft die 
wirksame Anwendung des grundsätz-
lichen Diskriminierungsverbots und des-
sen Berücksichtigung bei 
den EU-Strategien. Nach 
dem vorliegenden Kom-
missionsvorschlag ist be-
absichtigt, Untersu-
chungen und Bewer-
tungen zu diesem The-
menkomplex zu fördern. 
Weiterhin vorgesehen sind 
Maßnahmen zur Unter-
stützung der europäischen 
Antidiskriminierungsvor-
schriften in den Mitglied-
staaten sowie die Entwicklung der Arbeit 
der hier wichtigsten EU-Netze. Ein wei-
teres Ziel besteht darin, die Einbeziehung 
des Diskriminierungsverbots in alle EU-
Strategien durch Informations- und Sen-
sibilisierungskampagnen bekannt zu ma-
chen. Für entsprechende Förderungen 
sind 23 Prozent der Mittel vorgesehen.

Unterprogramm 5: 
Gleichstellung der Geschlechter
Im Mittelpunkt stehen die wirksame 
Umsetzung des Grundsatzes der Ge-
schlechtergleichstellung und das Gender-
Mainstreaming in EU-Strategien. Auch 
in diesem Förderbereich �nden Maßnah-
men Unterstützung, die die bestehende 
Situation in den Staaten erfassen helfen, 
auf eine verbesserte Anwendung der EU-
Rechtsvorschriften abzielen, für das The-
ma sensibilisieren, Informationen ver-
breiten sowie die Netzwerke im Bereich 
der Gleichstellung der Geschlechter wei-
terentwickeln. Für diesen Abschnitt sind 
12 Prozent des Budgets veranschlagt.

Maßnahmearten und Adressaten des 
Programms
Mit dem Programm PROGRESS werden 
drei Arten von Maßnahmen unterstützt: 

a) Analytische Aktivitäten, wie z. B. die 
Sammlung und Verbreitung von Daten, 
Studien, Folgenabschätzungen; 

b) Aktivitäten zu wechselseitigem Ler-
nen, Sensibilisierung und Verbreitung, 
wie etwa die Ermittlung bewährter 
Verfahren, wie z. B. das Peer-Review, 
in Veranstaltungen sowohl auf EU wie 
auch auf nationaler Ebene, Konfe-
renzen und Seminare zur Entwicklung 
und Umsetzung des Gemeinschafts-
rechts oder Medienkampagnen;

c) Unterstützung der Hauptakteure, 
 z. B. durch die Organisation von Ar-

beitsgruppen nationaler Beamter, die 
Förderung der Netzarbeit auf EU-
Ebene oder die Einrichtung und Finan-

zierung von Experten-
Netzen. 
Insbesondere die Aktivi-
täten nach b) müssen da-
bei eine �ausgeprägte eu-
ropäische Dimension� 
nachweisen und eine Grö-
ßenordnung besitzen, die 
einen �wirklichen zusätz-
lichen europäischen Nut-
zen� (Artikel 9 Abs. 2 des 
Beschlusses über ein Ge-
meinschaftsprogramm 

PROGRESS, veröffentlicht am 3. Okto-
ber 2006 im Europäischen Amtsblatt) ge-
währleistet. Vorgesehen ist, dass die EU-
Finanzierung entweder in Form eines 
Dienstleistungsauftrags im Ergebnis einer 
Ausschreibung erfolgt oder als Zuschuss 
zu den Kosten im Anschluss an eine Auf-
forderung zum Einreichen von Projekt-
vorschlägen gewährt wird. Im zweiten 
Fall soll der Ko�nanzierungsbetrag der 
Gemeinschaft grundsätzlich höchstens 80 
Prozent der Gesamtkosten ausmachen 
dürfen. 

Das Programm richtet sich an die Mit-
gliedstaaten, die lokalen und regionalen 
Gebietskörperschaften, öffentliche Ar-
beitsverwaltungen und nationale statis-
tische ˜mter. Außerdem sind die in den 
EU-Rechtsvorschriften vorgesehenen 
Fachorganisationen, Universitäten und 
Forschungsinstitute, auf EU-Ebene orga-
nisierte Nichtregierungsorganisationen, 
die Sozialpartner und Sachverständige 
teilnahmeberechtigt. Ä
Susanne Kretschmer, BBJ Consult AG

Infos
BBJ Consult AG, Benzstraße 11/12, 
14482 Potsdam; Tel.: (03 31) 7 47 71-36,
E-Mail: kretschmer@bbj.de

EUREGIA
Transnationale Projekte 
stellen sich vor

Vom 23. bis 25. Oktober haben sich in 
Leipzig auf der Fachmesse EUREGIA 
deutsche Projekte und ihre internatio-
nalen Partner aus den EU-Gemein-
schaftsinitiativen INTERREG III A und 
LEADER+ einer Fachöffentlichkeit prä-
sentiert. In einem begleitenden Pro-
gramm wurden in Seminaren und Work-
shops die Ergebnisse der Projekte aus-
getauscht, erfolgreiche Praxis vorge-
stellt und über die zukünftige Entwick-
lung der Förderprogramme diskutiert.

Die Themenfelder der Projekte lagen in 
der Förderung der Stadt- und Regional-
entwicklung, des kulturellen Erbes und 
des Tourismus, des Hochwasserschutzes 
und der Verbesserung von Verkehrswe-
gen, um nur einige zu nennen. Auch das 
Land Brandenburg war auf der Messe mit 
zahlreichen Projekten vertreten.

Kennzeichnend für alle Projekte sind 
eine hohe Anzahl an internationalen Ko-
operationspartnern in einem Projekt und 
ein systematisches Konzept zum gegen-
seitigen Erfahrungs- und Wissensaus-
tausch. Im Sinne gemeinsamer Aktionen 
werden beispielsweise länderübergreifen-
de Tourismus- und Marketingkonzepte 
oder Verkehrssysteme entwickelt. Die 
EU verfolgt mit dieser hohen Anzahl an 
internationalen Partnern das Ziel, gute 
Ansätze und Erfahrungen in den jewei-
ligen Themenfeldern möglichst weit in 
Europa zu verbreiten. 

Gleichzeitig werden die Projekte für 
die europäische Identitätsbildung genutzt 
und es entstehen beispielsweise Nord-
Süd-Achsen oder transeuropäische Kor-
ridore mit einer gemeinsamen Zielset-
zung. 

In der neuen Förderperiode 2007 bis 
2013 wird es keine Gemeinschaftsinitiati-
ven wie INTERREG III A und LEA-
DER+ mehr geben. Die Schwerpunkte 
von INTERREG werden in das neue Ziel 
3 �Europäische territoriale Zusammenar-
beit� der Europäischen Strukturfonds 
übergehen. Im Rahmen der deutschen 
EU-Ratspräsidentschaft soll im Mai 2007 
in Leipzig die Territoriale Agenda der 
EU vereinbart werden, die die Basis für 
die zukünftige Förderpolitik in diesem 
Bereich bilden wird. Ä
Susanne Kretschmer, BBJ Consult AG

Infos
BBJ Consult AG, Tel.: (03 31) 7 47 71-36,
Internet: www.territorial-agenda.eu

Peer-Review 
ist ein wissenschaftlich 
anerkanntes Instrument 
zur anonymen Leistungs-
beurteilung (review), das 
von fachlich gleichgestell-
ten Kolleginnen und Kolle-
gen (�peers�) durchgeführt 
wird.
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Der von der Kommission am 22. Februar 
2006 verabschiedete �Bericht zur Gleich-
stellung von Frauen und Männern � 2006� 
stellt fest, dass mit der Europäischen 
Strategie für Wachstum und Beschäfti-
gung die Geschlechtergleichstellung als 
ein entscheidender Fortschrittsfaktor an-
erkannt ist. Beklagt wird jedoch, dass die 
Mitgliedstaaten den Gender-Fragen nicht 
mehr dieselbe Aufmerksamkeit widmen. 
Gefordert wird die erneute Verp�ichtung 
der Gemeinschaft auf den verfolgten An-
satz des Gender-Mainstreamings und die 
volle Unterstützung der Strukturfonds 
für die Geschlechtergleichstellung. Es 
wird empfohlen, das Potenzial der 
Gleichstellungspolitik als Beitrag zur Eu-
ropäischen Strategie für Wachstum und 
Beschäftigung voll auszuschöpfen und 
die Vereinbarkeit von Berufs- und Privat-
leben sowie die Geschlechtergleichstel-
lung durch Schaffung wirksamer institu-
tioneller Mechanismen zu fördern. Wie 
wird diesen Schlussfolgerungen in den 
neuen Verordnungen zur Umsetzung der 
Strukturfonds Rechnung getragen?

Allgemeine Verordnung
Die allgemeine Verordnung (1083/2006) 
enthält die allgemeinen Bestimmungen 
für den Europäischen Sozial-, Regional- 
und Kohäsionsfonds. Die Regelungen 
gelten für alle Strukturfonds. Die Verord-
nung beschreibt die Ziele, Förderkrite-
rien, verfügbaren Finanzmittel und Krite-
rien für deren Aufteilung. In Bezug auf 
die Gender-Fragestellung wurde geregelt, 
dass die Gleichstellung von Frauen und 
Männern und die Berücksichtigung des 
Gleichstellungsaspektes auf jeder Stufe 
der Durchführung der Fondstätigkeiten 
zu fördern ist und die erforderlichen 
Maßnahmen gegen jede Form der Diskri-
minierung aufgrund des Geschlechts zu 
treffen sind (Art. 16). Die Förderpolitik 
für die Ziele �Konvergenz� und �Regio-
nale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäfti-
gung� ist gerichtet auf die Prioritäten der 
Europäischen Beschäftigungsstrategie, 
insbesondere der integrierten Leitlinien 
für Wachstum und Beschäftigung (Art. 
9). Von besonderer Bedeutung und daher 
als Handlungsempfehlung zu verstehen, 
sind die im Anhang IV dargelegten Aus-
gabenkategorien, für die 60 Prozent der 
�nanziellen Mittel im Ziel �Konvergenz� 

einzusetzen sind. Für das Thema Chan-
cengleichheit sind die Kategorien 69 und 
73 von Relevanz. Genannt sind Maßnah-
men zur Verbesserung des Zugangs von 
Frauen zur Beschäftigung und ihres be-
ru�ichen Fortkommens, zum Abbau der 
geschlechtsspezi�schen Trennung (Segre-
gation) auf dem Arbeitsmarkt, zur besse-
ren Vereinbarkeit von Arbeits- und Pri-
vatleben sowie zum Abbau der ge-
schlechtsspezi�schen Segregation bei der 
beru�ichen und allgemeinen Bildung.

ESF-Verordnung
Die ESF-Verordnung (1081/2006) spezi-
�ziert den Einsatzbereich des Sozial-
fonds. Gegenüber der Verordnung der 
Laufzeit 2000 � 2006 �ndet die Gleich-
stellungsthematik deutlich mehr Berück-
sichtigung, vor allem durch Präzisie-
rungen der Interventionsbereiche. Hier-
bei nimmt die ESF-Verordnung in ihrem 
Artikel 3, Abs. 1 und 2 im Wesentlichen 
die in der allgemeinen Verordnung be-
nannten Maßnahmen auf. Hervorzuhe-
ben ist die Verankerung der Doppelstra-
tegie (Art. 3, Abs. 1b, iii), womit einer-
seits die durchgängige Berücksichtigung 
der Gleichstellung und andererseits die 
Durchführung gezielter Maßnahmen zur 
Verbesserung der Beschäftigungssituation 
von Frauen und zum Abbau geschlechts-
spezi�scher Segregation gemeint ist.

EFRE-Verordnung
Die Verordnung zum Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung � EFRE 
(1080/2006) spezi�ziert die Tätigkeiten 
des Fonds für regionale Entwicklung. In 
der alten Verordnung war die Beteiligung 
des EFRE bei Unternehmensgründungen 
für Männer und Frauen sowie für Infra-
strukturen zur Förderung der Vereinbar-
keit von Familie und Beruf ausdrücklich 
benannt. 

Die neue Verordnung geht auf Inter-
ventionen zur Förderung der Chancen-
gleichheit nur im Zusammenhang mit 
dem neuen Ziel �Europäische territoriale 
Zusammenarbeit� ein (Art. 6, Abs. 1). Die 
grundsätzliche Verp�ichtung des EFRE 
zur Mitwirkung an Maßnahmen zur För-
derung der Geschlechtergerechtigkeit 
und der Vermeidung negativer Gender-
Auswirkungen seiner Interventionen 
wird festgelegt durch den Verweis auf die 

Gültigkeit der allgemeinen Verordnung 
(Art. 1, Abs. 2) und durch die Forderung, 
dass er sich nicht an Programmen beteili-
gen sollte, bei denen es zu einer Diskri-
minierung aufgrund des Geschlechts 
kommen kann.

ELER-Verordnung
Die Bestimmungen der allgemeinen 
Strukturfondsverordnung gelten nicht 
für den Landwirtschaftsfonds. Die 
ELER-Verordnung (1698/2005) ver-
p�ichtet zur Beachtung des Gleichstel-
lungsaspektes in allen Stufen der Umset-
zung des Fonds (Art. 8). Mit den Rege-
lungen zur Beteiligung der Landfrauen 
an Entscheidungsprozessen von Ent-
wicklungspartnerschaften und dem Ziel, 
Maßnahmen zur Steigerung der Lebens-
qualität zu fördern, sind Fragen der 
Chancengleichheit konkret in die Förder-
tätigkeiten des Fonds einbezogen.

Resümee
Die neuen Strukturfondsverordnungen 
zeigen deutlich den Einsatz der EU für 
mehr Geschlechtergerechtigkeit. Hierzu 
gehört die Beachtung der Thematik über 
alle Phasen der Fondstätigkeiten, der 
Hinweis an den EFRE, keine Programme 
zu unterstützen, die eine Diskriminie-
rung des Geschlechts bewirken, die An-
wendung der Doppelstrategie für den 
ESF sowie die Festlegung wichtiger Ent-
wicklungsbereiche durch Spezi�zierung 
der Ausgabenkategorien in der allgemei-
nen Verordnung. 

Es wird sich im noch andauernden 
Programmierungsprozess zeigen, in wel-
chem Umfang und welcher Qualität die 
Verordnungsvorgaben Eingang in die 
Operationellen Programme �nden. 
Deutschland hat sich in seinem Natio-
nalen Strategischen Rahmenplan zur 
Chancengleichheit und den dafür not-
wendigen Entwicklungsbereichen positiv 
positioniert. Brandenburg wird mit allen 
drei Fonds die Weiterentwicklung der 
Gleichstellung der Geschlechter und der 
Chancengleichheit unterstützen und das 
begonnene Vorgehen im Rahmen der 
Doppelstrategie fortsetzen. Hierzu mehr 
im BRANDaktuell-Special zur neuen 
EU-Förderperiode 2007 � 2013. Ä
Ellen Pfeiffer, BBJ Consult AG

Infos
BBJ Consult AG, Benzstraße 11/12, 
14482 Potsdam; Tel.: (03 31) 7 47 71-32,
E-Mail: pfeiffer@bbj.de

Chancengleichheit in der EU-Förderperiode 2007 � 2013
Verankerung in den Verordnungen für die EU-Strukturfonds und den Landwirtschaftsfonds

Im Juli 2006 wurden die Strukturfondsverordnungen für die Förderperiode 2007 
bis 2013 verabschiedet. Wie die Gleichstellungsthematik dort umgesetzt wurde, 
ist Inhalt dieses Beitrags.
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Damit reagiert die Europäische Kommis-
sion auf die derzeitig erkennbaren Mo-
dernisierungstrends im Bildungsbereich, 
die insbesondere das Streben nach mehr 
Ef�zienz und Optimierung des Kosten-
Nutzen-Verhältnisses im Blick haben. 
Ef�ziente Systeme sind unbestreitbar 
Grundvoraussetzung für Erfolg, dürfen 
jedoch nicht zu Lasten der Gerechtigkeit 
gehen. Dabei wird mit den hohen Folge-
kosten sozialer Ausgrenzung, Arbeitslo-
sigkeit und Kriminalität argumentiert. 

Gemeinsame Positionen 
In der seit dem Jahr 2000 statt�ndenden 
europäischen �Bildungsdebatte� haben 
sich Kommission und Mitgliedstaaten 
mit diesem Themenkomplex beschäftigt. 
In der De�nition der beiden Prinzipien 
steht �Gerechtigkeit� für einen gerechten 
Umgang mit den Bürgern in der allge-
meinen und beru�ichen Bildung in Be-
zug auf Chancen, Zugang, Gleichbehand-
lung und Ergebnisse. Gerechte Systeme 
gewährleisten, dass die Ergebnisse der 
allgemeinen und beru�ichen Bildung un-
abhängig sind vom sozioökonomischen 
Hintergrund sowie von anderen Fak-
toren, die zu Benachteiligung in der Bil-
dung führen könnten. Weiterhin berück-
sichtigen sie die individuellen Lernbe-
dürfnisse. Der Begriff �Ef�zienz� bezieht 
sich auf das Verhältnis zwischen Input 
und Output in einem Prozess. Die rela-
tive Ef�zienz von Bildungssystemen 
wird in der Regel auf Grundlage von 
Test- und Prüfungsergebnissen festge-
stellt, während die Ef�zienz für Wirt-
schaft und Gesellschaft anhand der pri-
vaten und sozialen Erträge ermittelt wird.
 
Gerechtigkeit erfordert bereichs-
übergreifende Ansätze 
Bildungspolitische Maßnahmen müssen 
nach Auffassung der Kommission darauf 
ausgerichtet werden, die Kenntnisse, Fer-
tigkeiten und Kompetenzen des Einzel-
nen, besonders der Benachteiligten, aber 
auch der Gesellschaft insgesamt, zu ver-
bessern. Die Politik im Bereich der allge-
meinen und beru�ichen Bildung soll 
durch Anhebung des durchschnittlichen 
allgemeinen Quali�zierungsstandes ein 

Mehr an Ef�zienz erzielen und durch 
Verbesserung der Chancen der besonders 
Unterstützungsbedürftigen das bestehen-
de Ungleichgewicht zwischen Bürgern 
mit der höchsten Quali�kation einerseits 
und jenen mit der geringsten Quali�kati-

on andererseits verringern. Dabei sieht 
die Kommission, dass Bildungschancen 
abhängig sind vom Zusammenspiel von 
persönlichen, gesellschaftlichen, kultu-
rellen und wirtschaftlichen Faktoren. 
Deshalb werden übergreifende Konzepte 
benötigt, bei denen �die politischen Stra-
tegien für die allgemeine und beru�iche 
Bildung mit den Strategien in den Be-
reichen Beschäftigung, Wirtschaft, soziale 
Eingliederung, Jugend, Gesundheit, Ju-
stiz, Wohnungsbau und Sozialfürsorge 
verknüpft werden�, heißt es in der Mit-
teilung.

Politikwandel für die Vereinbarkeit 
von Ef�zienz und Gerechtigkeit
Erstens sollen die Mitgliedstaaten mehr 
in die Vorschulerziehung investieren. Die 
Kommission weist auf die Ergebnisse 
von Untersuchungen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten hin, die zeigen, dass sich 
Vorschulbildung im Hinblick auf Bil-
dungserfolg und soziale Eingliederung 
der Kinder besonders auszahlt. Sie stelle 
das effektivste Mittel dar, um eine 
Grundlage für das weitere Lernen zu 
schaffen, dem Phänomen des Schulversa-
gens vorzubeugen, mehr Gerechtigkeit 
bei den Bildungsergebnissen zu erreichen 
und das allgemeine Kompetenzniveau 
anzuheben. Die Mitgliedstaaten sollten in 
ihren Systemen der allgemeinen und be-

ru�ichen Bildung keine allzu frühe 
Aufteilung der Schüler vorsehen, lau-
tet die zweite Empfehlung. Eine frühe 
Differenzierung wirke sich negativ auf 
die Leistungen von benachteiligten 
Kindern aus, weil diese eher in Rich-
tung der schlechter angesehenen For-
men der allgemeinen und beru�ichen 
Bildung kanalisiert würden. Die Tren-
nung der Gruppen sollte laut EU ab-
geschwächt werden. Mehr Gerechtig-
keit werde erreicht, wenn die Diffe-
renzierung erst in der zweiten Hälfte 

der Sekundarschulzeit 
statt�ndet und Mög-
lichkeiten geschaffen 
werden, zwischen den 
verschiedenen Schul-
typen zu wechseln. Die 
Kommission weist drit-
tens nachdrücklich da-
rauf hin, mehr öffent-
liche und private Mittel 
für die Hochschulbil-
dung aufzubringen, 
auch in Form von Stu-
diengebühren, und 

zwar im Zusammenspiel mit einer auf 
sozial benachteiligte Studierende zuge-
schnittenen Förderung. 

Last but not least plädiert die Kom-
mission in ihrer Mitteilung für den 
Aufbau einer �Evaluierungskultur� in 
der Bildung und Berufsbildung. Die 
Mitgliedstaaten müssten besser verste-
hen, was in ihren Systemen der allge-
meinen und beru�ichen Bildung wirk-
lich vorgehe. Da es Zeit braucht, bis 
Investitionen in die allgemeine und be-
ru�iche Bildung Früchte tragen, ist 
eine statistische Infrastruktur zur Er-
hebung der benötigten Daten sowie 
Mechanismen zur Bewertung der 
Fortschritte bei der Umsetzung poli-
tischer Strategien und zur Messung 
der erzielten Ergebnisse elementarer 
Bestandteil moderner Systeme, fordert 
die Kommission. Sie selbst will die bil-
dungspolitischen Veränderungen und 
Reformprozesse im Wege eines Von-
einanderlernens und durch Peer-Re-
views fördern. Ef�zienz und Gerech-
tigkeit in den Bildungssystemen sollen 
dabei im Fokus stehen, weshalb der 
Austausch sich auf die vier in der Mit-
teilung aufgeführten Schwerpunkte 
konzentrieren soll. Ä
Dr. Silvia Schallau, BBJ Consult AG
Infos
E-Mail: schallau@bbj.de

Ef�zienz und Gerechtigkeit in Europas Bildungssystemen
Gerechtigkeit fordert bereichsübergreifende Ansätze

In der am 8. September 2006 vorgelegten Mitteilung �Ef�zienz und Gerechtigkeit 
in den europäischen Systemen der allgemeinen und beru�ichen Bildung� macht 
die Europäische Kommission deutlich, warum die Bildungssysteme nicht nur ef�zi-
ent, sondern auch gerecht sein müssen. Nur das Zusammenspiel zwischen Ge-
rechtigkeit und Ef�zienz schaffe die Voraussetzungen, damit Bildung zu den gro-
ßen Zielen der EU � Wachstum, Beschäftigung und soziale Kohäsion � beiträgt. 
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Baden-Württemberg: 
regionale Arbeitskreise

In den 9 Stadt- und 35 
Landkreisen Baden-
Württembergs gibt es re-
gionale Arbeitskreise. 
Diese würdigen unter Be-
rücksichtigung der regio-
nalen Arbeitsmarktsituati-
on die Anträge für arbeits-

markt- und beschäftigungspolitische Pro-
jekte in allen Politikbereichen des ESF 
(Ziel 3). 

Das Sozialministerium in Stuttgart 
setzt das Bewilligungsverfahren auf 
Grundlage der Stellungnahme der Ar-
beitskreise um. Die Arbeitskreise erhalten 
ein Kontingent an ESF-Mitteln, das auf 
Basis von arbeitmarktpolitischen Kenn-
zahlen berechnet wird. Im Jahr 2003 lagen 
die Budgets zwischen 300.000 Euro und 
2.100.000 Euro pro Stadt- oder Land-
kreis. Die Zusammensetzung der Arbeits-
kreise muss entsprechend einer Vorgabe 
des Sozialministeriums bestimmte Orga-
nisationen (notwendige stimmberechtigte 
Mitglieder) berücksichtigen: Agenturen 
für Arbeit, Sozialpartner, Kammern, 
kommunale Frauenbeauftragte, Verbände 
der freien Wohlfahrtsp�ege, Schulen, 
Weiterbildungsträger und eine Vertretung 
der außerschulischen Jugendbildung. 

Andere Mitglieder können nach Bedarf 
mitwirken, haben aber kein Stimmrecht. 
Zu Arbeits- und Funktionsweise des Ar-
beitskreises gibt das Sozialministerium 
den Arbeitskreisen keine Regelung vor. 

Die Landesregierung, die für die Be-
willigung der Projekte zuständig ist, 
schickt regelmäßig �ESF-Rundschreiben� 
an die regionalen Arbeitskreise. Diese 
Schreiben enthalten zum Beispiel Hin-
weise zur Mittelzuweisung, zu den Be-
willigungen, zu Abstimmungsverfahren 
in den Arbeitskreisen oder zu spezi-
�schen Maßnahmen für Frauen. 

Die Rundschreiben enthalten auch kri-
tische Stellungnahmen zum Verfahren der 
Projektauswahl und werden durchaus zur 
Steuerung der Arbeitskreise durch das  
Sozialministerium eingesetzt.

Nordrhein-Westfalen: 
Lenkungs- und Facharbeitskreise

In Nordrhein-Westfalen 
gibt es zentrale und regio-
nale Arbeitsmarktpro-
gramme, die in den 16 Re-
gionen des Landes umge-
setzt werden. 

Im Fokus der regio-
nalen Aktivitäten steht die 

dezentrale Umsetzung der über den ESF 
ko�nanzierten Landesprogramme. Ne-
ben der Umsetzung spezi�scher För-
deransätze für besondere Zielgruppen des 
Arbeitsmarktes (Jugend und Beruf, 
Frauen und ältere Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen) ist das Thema Beschäf-
tigungsfähigkeit Schwerpunkt der ESF-
Landesprogramme. Zur Koordinierung 
und Steuerung der regionalisierten Akti-
vitäten arbeiten in jeder Region ein Len-
kungskreis und mehrere Facharbeits-
kreise, deren Arbeit durch die Beschäf-
tigten der Regionalagenturen unterstützt 
wird. 

Die Regionalagenturen fungieren als 
Dienstleister für Antragsteller und regio-
nale Akteure. Sie bilden die Knoten-
punkte im Netz, das die Regionen, die 
regionalen Kooperationspartnerinnen 
und -partner und das Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS) 
verknüpft. Die Lenkungskreise sichern 
die Festlegung, Fortschreibung und poli-
tische Absicherung regionaler Entwick-
lungsstrategien. Facharbeitskreise sind 
für die Vernetzung und Kooperation aller 
regionalen Akteure und Akteurinnen zu-
ständig und arbeiten themen- und 
schwerpunktbezogen. Die Zuständigkeit 
für die Entwicklung und fachliche Be-
wertung von regionalen Förderschwer-
punkten und Projekten auf der Basis lan-
despolitischer Vorgaben liegt bei den 
Lenkungskreisen und/oder bei den Fach-
arbeitskreisen. 

Für Projekte mit einem Fördervolu-
men von über 150.000 Euro ist ein Ent-
scheidungsgremium im MAGS zustän-
dig. 

Mecklenburg-Vorpommern: 
Regionalbeiräte

Die regionalisierte Ar-
beitsmarktpolitik im Rah-
men des Arbeitsmarkt-
programms des Landes 
(ASP) erstreckt sich auf 
die Ebene der Planungsre-
gionen und der Land-
kreise. Planungsregionen 

sind regionale Planungsräume für Erhalt 
und Entwicklung ausgewogener Lebens- 
und Wirtschaftsbeziehungen. In den vier 
Planungsregionen des Landes gibt es je-
weils einen Regionalbeirat.

Die Regionalbeiräte entwickeln die 
Schwerpunkte der arbeitsmarktpoli-
tischen Interventionen und fördern neue 
Handlungsansätze. Dabei orientieren sie 
sich an regionalen Entwicklungskonzep-
ten. Die Beiräte geben Empfehlungen, 
stimmen die Beiträge der Partner aufei-
nander ab und begleiten die Umsetzung 
des Programms. Anhand eigener �nanzi-
eller Budgets und auf der Grundlage der 
regionalen Entwicklungskonzepte ent-
scheiden die Regionalbeiräte mit ihrem 
Votum, welche Projektanträge gefördert 
oder abgelehnt werden. Im Vordergrund 
steht dabei die Förderung von gemein-
wohlorientierten Arbeitsförderungspro-
jekten. Diese Projekte sollen einen Bei-
trag zur Strukturentwicklung in den Re-
gionen leisten. Mitglieder in den Regio-
nalbeiräten sind Sozialpartner, Planungs-
verbände, Kommunen, Arbeitsverwal-
tung, Erwerbslosenbeirat, Landesfrauen-
rat und Gleichstellungsbeauftragte. Die 
ASP Regionalbeiräte werden im Auftrag 
des Arbeitsministeriums von den regio-
nalen Büros der Gesellschaft für Struk-
tur- und Arbeitsmarktentwicklung 
(GSA) unterstützt.

Landkreise und kreisfreie Städte haben 
eigene Mitwirkungsrechte bei der Gestal-
tung der Arbeitsmarktpolitik. ˜hnlich 
wie im brandenburgischen Modellprojekt 
Regionalbudget schließen sie im Rahmen 
von regionalen Integrationsprogrammen 
für von gesellschaftlicher Ausgrenzung 
Bedrohte bilateral Zielvereinbarungen 
mit dem Arbeitsministerium ab und erar-
beiten hierfür ein Konzept. Darüber hi-
naus werden Landkreisen und kreisfreien 
Städten Zuschüsse für eigene regionale 
Programme zur Einstellungsförderung 
zur Verfügung gestellt. Ä
Clemens Russell, BBJ Consult AG
Infos
E-Mail: russell@bbj.de

Regionalisierte Arbeitsmarktpolitik
Wie machen es andere Bundesländer?

Ein Blick über die Landesgrenze nach Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen 
und Mecklenburg-Vorpommern bestätigt die in Brandenburg entwickelten Ansätze, 
die Arbeitsmarktpolitik am Bedarf der Regionen auszurichten sowie die arbeits-
marktpolitische Kompetenz der Kommunen und Regionen zu stärken. Unter-
schiede bestehen beim Zuschnitt der Regionen, den inhaltlichen Schwerpunkten 
sowie in den Verfahren zur Umsetzung der Programme. Der Artikel konzentriert 
sich auf die Darstellung von Strukturelementen � nicht der Wirksamkeit � der un-
terschiedlichen Regionalisierungsansätze.
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Das JOBSTARTER-Programm bietet 
verschiedene Instrumente bzw. Förder-
bausteine zur Gewinnung zusätzlicher 
betrieblicher Ausbildungsplätze an. Mit 
neuen Ausbildungsverbünden, -netzwer-
ken und externem Ausbildungsmanage-
ment soll das Engagement der kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU) ge-
steigert bzw. sollen sie erstmalig für die 
Ausbildung gewonnen werden. Durchge-
führt wird das Programm vom Bundesin-
stitut für Berufsbildung (BIBB). Vier 
über das gesamte Bundesgebiet verteilte 
JOBSTARTER-Regionalbüros unterstüt-
zen die Bonner Programmstelle und ver-
folgen das Ziel, die Qualität der Umset-
zung des Programms zu erhöhen. Dies 
gilt sowohl für die Ebene der geförderten 
Projekte als auch für die Zusammenarbeit 
von Akteurinnen und Akteuren.

JOBSTARTER � Regionalbüro Ost
Die Gesellschaft zur Förderung von Bil-
dungsforschung und Quali�zierung 
mbH (GEBIFO-Berlin) ist als außeruni-
versitäres Beratungs-, Forschungs- und 
Transferinstitut im JOBSTARTER-Pro-
gramm für die neuen Länder und Berlin 
zuständig. Aufgaben des Regionalbüros 
liegen insbesondere in der Nutzung der 
neuen Handlungsspielräume des novel-
lierten Berufsbildungsgesetzes, der Ein-
führung neuer bzw. neu geordneter Be-
rufe und der Berücksichtigung der demo-
gra�schen Entwicklung. Vordringlich 
wird die regionale Wirksamkeit von 
JOBSTARTER-Projekten zur Sicherung 
des Fachkräftebedarfs unterstützt. Zum 
Aufgabengebiet gehört weiterhin die Be-
teiligung an der Weiterentwicklung, Ver-
stetigung und regionalen Bündelung der 
Ausbildungsplatzinitiativen von Wirt-
schaftsverbänden, Kammern, Agenturen 
für Arbeit, Kreisämtern und Kommunen. 
Im Rahmen des Programmes JOBSTAR-
TER werden jährlich Ausschreibungen 
durchgeführt und im Bundesanzeiger 
veröffentlicht. In der ersten Förderrunde 
wurden bundesweit 52 Projekte in die 
Förderung aufgenommen, davon 28 aus 
den neuen Ländern. Vier dieser Projekte 
haben ihren Schwerpunkt im Land Bran-
denburg.

�Ausbildungsinitiative jazubi�
Dieses JOBSTARTER-Projekt strebt die 
Akquise von 20 � 30 Ausbildungsplätzen 
in der Region Neuruppin und dem Land-
kreis Ostprignitz-Ruppin an. Ziel der 
Initiative ist die frühzeitige Unterstüt-
zung junger Menschen ab Klasse 7/8 im 
Berufs�ndungsprozess. Das Projekt soll 
Brücke zwischen Jugend/Schule, Verwal-
tung und Wirtschaft sein. In Kooperation 
mit Regionalpolitikern, 
den Schulen und mithilfe 
der Wirtschaftsjunioren 
soll ein funktionierendes 
Netzwerk aufgebaut und 
begleitet werden, welches 
die regionale Ausbil-
dungsmoderation sowie 
die passgenaue Vermitt-
lung und Begleitung der 
Ausbildung verbessert. 

�Fachkräftenachwuchs 
Ostbrandenburg � 
Grenzenlos ausbilden�
Das Hauptziel des Pro-
jektes der IHK-Projekt-
gesellschaft mbH Frank-
furt (Oder) ist die Schaf-
fung von 74 Ausbildungs-
plätzen in der Region 
Ostbrandenburg. Durch die Förderung 
der Netzwerkarbeit im Bereich Dialog-
marketing und die Unterstützung bei der 
Einführung der neuen Ausbildungsbe-
rufe �Fachkraft für Dialogmarketing� und 
�Kaufmann für Dialogmarketing� soll das 
Projekt umgesetzt werden. Mithilfe von 
Modellprojekten der Berufsorientierung 
und durch Praxislernen im Quali�zie-
rungsCentrum der Wirtschaft GmbH in 
Eisenhüttenstadt bzw. in kleinen und 
mittleren Unternehmen geht es um die 
Verbesserung der passgenauen Vermitt-
lung von Bewerbern. 

�BAFF�
Das Projekt �BAFF � Brandenburgisches 
Ausbildungsmodell für Fachkräftesiche-
rung� des Bildungswerkes der Wirtschaft 
in Berlin und Brandenburg e. V. zielt auf 
die Schaffung von ca. 48 bis 60 zusätz-
lichen Ausbildungsplätzen im Land 

Brandenburg mit Schwerpunkt auf Koo-
peration zwischen Schule und Wirtschaft. 
Zur Umsetzung des Projektes werden 
Unternehmen akquiriert und für das neue 
Ausbildungsmodell gewonnen. Das Pro-
jekt wird in enger Kooperation mit Lehr-
kräften der Oberstufenzentren durchge-
führt, die auch Bestandteil des Projekt-
teams sind.

�WAS (Wirtschaft Arbeit Schule) � 
gestaltet die Zukunft�
Das Projekt der WEQUA GmbH hat das 
Ziel, in den Landkreisen Oberspreewald- 
Lausitz und Elbe-Elster, in den Wachs-
tumsbranchen und in Kooperation mit 
Schule und Wirtschaft 60 zusätzliche be-

triebliche Ausbildungsplätze zu schaffen. 
Nach intensiver Öffentlichkeitsarbeit, 
Sensibilisierung und Akquise von ausbil-
dungsbereiten Unternehmen erfolgt die 
passgenaue Vermittlung in Ausbildungs-
betriebe in enger Zusammenarbeit zwi-
schen Schule und Unternehmen. Die 
Schaffung eines Netzwerkes, in dem die 
allgemeinbildenden Schulen und Unter-
nehmen vor Ort nachhaltige Strukturen 
zur zukünftigen Arbeit aufbauen werden, 
ist Schwerpunkt der Zusammenarbeit. Ä
Peter Albrecht, GEBIFO-Berlin, 
JOBSTARTER-Regionalbüro Ost

Infos
JOBSTARTER-Regionalbüro Ost, 
GEBIFO mbH, Geschäftsbereich II, 
Hauptstraße 18, 13127 Berlin; 
Tel.: (0 30) 32 66 91 91,
E-Mail: peter.albrecht@gebifo.de, 
Internet: www.jobstarter.de

JOBSTARTER � für die Zukunft ausbilden
Ein neues BMBF-Ausbildungsstrukturprogramm

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) hat Ende 2005 ein 
neues Förderprogramm gestartet. Dieses entwickelt fünf bisherige Einzelpro-
gramme, darunter �Regio-Kompetenz-Ausbildung�, inhaltlich weiter. Das Ziel be-
steht darin, durch innovative Ansätze in den Regionen betriebliche Ausbildung und 
Quali�zierung als strukturelle Elemente zu stärken und damit den spezi�schen 
Fachkräftebedarf zu sichern.
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PRISMA

15 Jahre LASA Brandenburg GmbH
Arbeitsmarktpolitischer Dienstleister im Wandel der Zeit 

�Ohne die Landesagentur für Struktur und Arbeit Brandenburg GmbH hätten die 
Herausforderungen der Arbeitsmarktpolitik in Brandenburg nicht bewältigt werden 
können, denn die LASA hat sich den veränderten Rahmenbedingungen gestellt 
und ihre Aufgaben und Geschäftsstrategie entsprechend weiterentwickelt�, so 
das Fazit von Arbeitsministerin Dagmar Ziegler in einer Feierstunde am 19. Okto-
ber im Potsdamer Marschstall, an der etwa 150 geladene Gäste teilnahmen. 
LASA-Geschäftsführer Wolfgang Kubiczek erinnerte in seiner Laudatio daran, dass 
�die Verbindung von Arbeitsmarktpolitik und Strukturpolitik von Anfang an zur Un-
ternehmensstrategie der LASA gehörte und auch in Zukunft ein Schwerpunkt sein 
wird�. Als Beispiele nannte er Initiativen aus früheren Jahren, wie das �Sonderpro-
gramm Oderhochwasser�, das �Deponieförderprogramm� und die �Verzahnungsför-
derung�. LASA-Geschäftsführer Kurt Beckers sprach in seiner Rede die zukünf-
tigen Schwerpunkte der Landesagentur an: �Wichtig bei der Umsetzung unserer 
Aufgaben sind eine hohe Kundenorientierung und intensive Kontakte zu allen, die 
federführend mit der Arbeitsmarktpolitik zu tun haben.�

Chancengleichheit für 
Frauen und Männer 
MASGF und LASA sprachen mit KMU

Im Sommer dieses Jahres hat die LASA 
im Auftrag und unter Beteiligung des 
MASGF zu vier regionalen Workshops 
in Frankfurt (Oder), Neuruppin, Pots-
dam und Senftenberg eingeladen. 

Anliegen der Gesprächskreise, an denen 
etwa 170 Vertreter aus den verschie-
densten Unternehmensbranchen teilnah-
men, war es, mit den örtlichen kleinen 
und mittleren Unternehmen darüber ins 
Gespräch zu kommen, welche Bedeutung 
Fragen der Chancengleichheit für Wett-
bewerbsfähigkeit, Fachkräftesicherung 
und Personalentwicklung haben. 

Es zeigte sich, dass die Unternehmen 
durchaus für dieses Thema aufgeschlos-
sen sind und sich zunehmend für die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie interes-
sieren. Unzureichende Angebote �exibler 
Kinderbetreuung machen insbesondere 
Schichtbetrieben zu schaffen. Auch wün-
schen sich die Unternehmen Unterstüt-
zung bei Problemen der Vertretung bei 
Schwangerschaft. Nicht passgerechte 
fachliche Quali�kationen sind der ent-
scheidende Negativfaktor bei Entschei-
dungen zur Neueinstellung. In be-
stimmten Branchen suchen Betriebe 
mittlerweile Fachkräfte mit speziellen 
Quali�kationen � hier besteht eine echte 
Chance für Frauen, wenn sie schnell und 
unternehmensnah quali�ziert werden. 

Hier wünschen sich Unternehmen 
Hilfestellungen, weil sie selbst vielfach 
überfordert sind, geeignete Fachkräfte zu 
�nden und für ihre rasche passgenaue 
Quali�zierung zu sorgen. Auch Betriebe 
aus dem gewerblich-technischen Bereich 
würden durchaus Frauen einstellen. Aber 
es gibt kaum welche, die sich für solche 
Berufe interessieren. Die Unternehmen 
mahnen eine früher einsetzende beruf-
liche Orientierung während der Schulzeit 
an, um über Berufsbilder und erforder-
liche Voraussetzungen zu informieren 
und auch mehr Mädchen für solche Be-
rufe zu interessieren, die in Wachstums-
branchen angesiedelt sind.

Das MASGF wird die Problemlagen 
und Anregungen der Unternehmen in 
seine weitere Planung von Förderangebo-
ten für KMU und ihre Beschäftigen auf-
nehmen und beim künftigen Einsatz des 
Europäischen Sozialfonds verstärkt Fra-
gen der Chancengleichheit und Familien-
freundlichkeit in die KMU-Förderung 
integrieren. Ä 
Christel Langhoff (MASGF)/  
Sylvia Schöne (LASA)
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PRISMA

Bleiben, neu kommen und zurückkehren
Brandenburger Demogra�e-Konferenz sucht Strategien gegen den negativen Wanderungssaldo

�Brandenburg stellt sich den demogra�schen Entwicklungen�, so Staatskanzlei-
chef Clemens Appel auf der 2. Brandenburger Demogra�e-Konferenz vor 120 Teil-
nehmern. Da aber nicht nur die Abwanderung junger Menschen ein Problem sei, 
sondern vor allem die zu geringe Zu- und Rückwanderung, �muss es unser Ziel 
sein, Motive und Ein�ussfaktoren zu identi�zieren, die Brandenburg für potenzielle 
Zuwanderer attraktiv machen�, so der Staatskanzleichef.

Die Zielsetzung des Kongresses war also 
vorgegeben: Strategien suchen und ent-
wickeln, um für die zukünftige demogra-
�sche Entwicklung besser gerüstet zu 
sein. Noch aber ist Realität, dass zu viele 
junge Frauen abwandern und schlecht 
ausgebildete und ältere Männer zurück-
bleiben. Für Steffen Maretzke, vom Bun-
desamt für Bauwesen und Raumordnung, 
ergibt sich daraus für die Schrumpfungs-
regionen, das sind in Brandenburg insbe-
sondere die Regionen außerhalb des 
Speckgürtels, folgendes Szenario: 

�Die Schrumpfungsregionen werden 
ein höheres Niveau der Arbeitslosigkeit 
aufweisen, einen massiven Druck auf ihre 
kommunalen Finanzen und eine ver-
schlechternde Standortqualität erleben�, 
so der Wissenschaftler. 

Zweckoptimismus und Abwande-
rung als Chance
Was muss getan werden für die Städte in 
den Randregionen Brandenburgs, damit 
sie die drohende Spirale abwenden kön-

nen? Denn eins ist klar, wo es an Frei-
zeitangeboten, Schulen, ˜rzten und 
einem gut ausgebauten Nahverkehr man-
gelt, hält es immer weniger Menschen. 
�Wichtig ist es deshalb, Strategien gegen 
diesen Abwärtstrend zu entwickeln und 
ihn auch als Chance zu begreifen, denn 
wenn wir junge Leute zurückholen kön-
nen, haben sie an Toleranz und Erfah-
rungen gewonnen�, so Clemens Appel.

Ideen, wie dies umgesetzt werden 
könnte, gab es unter den Konferenzteil-
nehmern aus Politik, Verwaltung, Wirt-

schaft und Wissenschaft 
reichlich: Frauen soll der 
Zugang zu Führungsposi-
tionen erleichtert werden, 
hiesige Betriebe müssen 
etwas gegen den Fach-
kräftemangel tun und 
mehr ausbilden. Die 
Kommunen sollen famili-
enfreundlicher und attrak-
tiver für Senioren werden, 
so einige der Vorschläge. 
Wenn diese umgesetzt 
würden, dann gelänge es 
nicht nur, Rückkehrer zu 
gewinnen, sondern auch 
mögliche Auswanderer 
und Neuzuzügler 
könnten angesprochen 
werden, �Dazu muss eine 
Imagewende erzielt wer-
den, dann fühlen sich alle 
Zielgruppen angespro-
chen, entweder zum Blei-
ben, zum Neukommen 
oder zum Rückkehren�, 
so Dr. Michael Behr, Ins-
titut für praxisorientierte 

Sozialforschung und Beratung, Jena. 

Wie geht es weiter?
In seiner Abschlussrede berichtet Staats-
minister Appel, dass das Land die demo-
gra�schen Herausforderungen annehme 
und versuche, sie positiv zu beein�ussen. 
So würden auch die Ergebnisse der Kon-
ferenz vom Institut für Regionalentwick-
lung in Erkner wissenschaftlich aufberei-
tet, damit sie in einer Ministerrunde aus-
gewertet werden können. Ä (em)

Arbeitsgruppenergebnisse

Um detaillierte Lösungsvorschläge anbie-
ten zu können, diskutierte der Teilneh-
merkreis in vier Arbeitsgruppen (AG), die 
sich an Wanderungsmotiven orientierten. 

1. AG:  Bildungswanderung
Folgende  Vorschläge wurden herausge-
arbeitet:
> Die Hochschulen des Landes sollen 

sich stärker in bestimmten Disziplinen 
pro�lieren (nicht jede macht alles) und 
sich untereinander mehr vernetzen.

> Bisherige Förderungen, wie das Mento-
ringprogramm für junge Wissenschaft-
lerinnen oder das ALUMI-Programm, 
das den Kontakt mit Wissenschaftlern 
auch nach ihrem Abschluss mit der 
Hochschule fördert, sollen weiter aus-
gebaut werden.

2. AG:  Vom Fachkräftebedarf zur  
 Zuwanderung
Brandenburg muss mehr attraktive Ar-
beitsplätze anbieten, denn diese seien 
ein Hauptmotiv für die Zuwanderung, so 
das Fazit der Arbeitsgruppe. Wichtig sei 
es auch, vor Ort Strategien zu entwi-
ckeln, um Jugendliche zu halten. Denn 
derzeit sehen nur 10 Prozent der Jugend-
lichen für sich in Brandenburg eine Pers-
pektive, obwohl Unternehmen teilweise 
Nachwuchs suchten. Eine verbesserte 
Zusammenarbeit zwischen Schule und 
Wirtschaft ist deshalb zu fördern. 

3. AG: Familien- oder Wohnumfeld-
 wanderung
Damit sich junge Familien in Branden-
burg ansiedeln, muss ihnen passender 
Wohnraum angeboten werden. Da die 
bisherige Wohnungsstruktur eher auf 
Zwei- bis Dreiraumwohnungen ausgelegt 
ist, müsse hier entsprechender neuer 
Wohnraum geschaffen werden, so eine 
Empfehlung der Arbeitsgruppe.

4. AG: Wanderung von älteren  
 Menschen
Um den Zuzug von Senioren insbesonde-
re aus Berlin zu fördern, ist ein Image-
wandel dringend notwendig. Anstatt 
˜ngste über Rentnerstädte zu schüren, 
sollten mehr positive Aspekte betont 
werden, fordert die Arbeitsgruppe: Denn 
wo sich aktive Alte ansiedeln, wo neues 
Leben entsteht, dort entstehen auch 
neue Jobs für junge Leute.

Langzeitarbeitslose je 100 abhängige Erwerbspersonen nach 
Arbeitsagenturbezirken 2003: Die Skala reicht von bis unter 2,5 
Erwerbspersonen (hellgelb) bis zu 11,5 und mehr Erwerbsper-
sonen (dunkelbraun). (Quelle: Vortrag Steffen Maretzke)

BRANDaktuell
6/2006 25   



PRISMA

Die Reformen der Arbeitsmarktpolitik 
der Bundesregierung stellten Träger wie 
die ABS zuletzt vor besondere Heraus-
forderungen:
> Die öffentlich geförderte Arbeit weit-

gehend auf sozialrechtliche Beschäfti-
gungsverhältnisse mit Mehraufwands-
entschädigung umzustellen und

> die Aufbau- und Ablauforganisation in 
ABS sowie die Kooperationsstrukturen 
umzubauen und anzupassen. Einerseits 
mussten ABS ihre quali�zierende und 
integrierende Handlungsfähigkeit in 
Bezug auf die einzelne Person stärken. 
Andererseits mussten die Steuerung 
der wertschöpfungsorientierten Pro-
jektentwicklung in Bezug auf die betei-
ligten Personen und die Interessen der 
Region neu justiert werden.

> Zugleich galt es, die �nanzielle Basis 
angesichts pauschalierter Förderung, 
systematischer Lohn�nanzierungslü-
cken und des massiven Wegfalls di-
rekter, begleitender bzw. ergänzender 
Förderung des Landes und des ESF 
umzugestalten.

Zukunftsfähigkeit
Die Zukunftsfähigkeit der ABS in Bran-
denburg zu erhalten und zu stärken, 
stand und steht ergo für uns im Mittel-
punkt dieser Arbeitsmarktreformen. Da-
bei geht es um Wege, die regionale/kom-
munale Bedarfsorientierung der Arbeits-
förderung zu erhalten. Zugleich soll die 
Arbeit für und mit den Projektteilneh-
mern weiter verbessert werden, sowohl in 
Bezug auf die Integrations- als auch die 
Quali�zierungsleistung der ABS. Dies al-
les muss in einer Situation realisiert wer-
den, in der nicht nur enormer Kosten-
druck herrscht, sondern sich auch die Fi-
nanzierer öffentlich geförderter Beschäf-
tigung neu aufstellten. Die im Branden-
burger Landesverband organisierten ABS 
haben erfolgreich auf diese Verände-
rungen in der Förderpolitik reagiert und 
ihre Organisations- und Personalstruk-
turen weitgehend umgestaltet und ange-
passt.

Erfolg ist messbar 
Messbar wird dieser Erfolg anhand sol-
cher Indikatoren wie:
> Beibehaltung einer Umsetzungsquote 

von weiterhin ca. 50 Prozent der im 
Land Brandenburg öffentlich geför-
derten Beschäftigung durch unsere 
Mitglieds-ABS;

> Verbesserung der Handlungsfähigkeit 
der ABS zu ausgewählten Aspekten der 
Regionalentwicklungs-, Personalent-
wicklungs- und Integrationsarbeit so-
wie des Managements anhand exempla-
rischer Projekte im Rahmen von �Pro-
LOQ�, ein Projekt zur Verbesserung 
der Leistungsfähigkeit, Organisation 
und Qualität der Arbeit von ABS, ge-
fördert aus Mitteln des ESF und des 
Landes Brandenburg.

Es ist festzuhalten, dass sich ABS davon 
leiten lassen, ihre Dienstleistungen inte-
grativ und quali�zierend für die dabei 
Beschäftigten bzw. Teilnehmenden sowie 
strukturwirksam für die Region zu er-
bringen. Darüber hinaus haben sie von 
ihrem langjährigen Gestaltungs-Know-
how pro�tiert, ihre Arbeitsmarktdienst-
leistungen mit zusätzlichen Aufgaben im 
Gemeinwesen verbinden zu können. Der 
Ausbau dieser Kompetenzen wird auf 
verschiedenen Perspektivebenen eine 
Rolle spielen. Insofern ist es wichtig, dass 
sich die Brandenburger ABS an aktuellen 
Themen beteiligen und die sich damit 
bietenden Chancen nutzen.

1. Qualität ist überlebenswichtig
Für die öffentlich geförderte Beschäfti-
gung gilt es vor allem, die Personalent-
wicklungs- und Integrationsarbeit weiter 
zu quali�zieren. Dazu sind zwei Schritte 
von zentraler Bedeutung:
> Die Verbesserung der Leistungsfähig-

keit, Organisation und Qualität der 
Arbeit als permanenten und nach allge-
meinen Standards strukturierten Pro-
zess in den ABS zu etablieren und

> die Einbindung der Kunden/Auftrag-
geber in diese ergebnisorientierte Ent-
wicklungsarbeit.

2. Regionalisierung der Landes-
    arbeitsmarktpolitik
Die Regionalbudgets müssen hinsichtlich 
ihrer nachhaltigen Regionalentwicklung 
genutzt werden, wobei der entscheidende 
Mehrwert (zusätzliche Beitrag) aus der 
Landesförderung in Verbindung mit der 
�üblichen� Eingliederungsleistung erzielt 
werden sollte. Dieser Ansatz ist gerade 
auch für ABS wichtig, weil:
> die Ergebnisse öffentlich geförderter 

Beschäftigung im Rahmen regionaler 
Wertschöpfung gestärkt werden,

> die Akteurskooperationen (win-win) 
gefestigt werden und

> die Chancen der Überführung von 
guter Praxis in Regelförderung nach 
dem SGB II steigen.

3. Dauerhafte Arbeit für schwer 
    vermittelbare Arbeitslose
Bei grundsätzlich positiver Entwicklung 
am Brandenburger Arbeitsmarkt sind 
parallel negative Trends bei den Indika-
toren festzustellen, z. B. der geringe Be-
stand von offen gemeldeten Stellen und 
die hohe Verweildauer der Betroffenen in 
Arbeitslosigkeit. Eine große Gruppe von 
arbeitslosen Frauen und Männern kann 
insbesondere deshalb nicht auf dem Ar-
beitsmarkt vermittelt werden. 

Die Konzeption der Integrationsarbeit 
muss darum stärker anhand der Bedarfe 
der einzelnen Person und ihrer (regio-
nalen) Integrationsperspektive ausgerich-
tet sein. Die Brandenburger Arbeits-, Bil-
dungs- und Strukturfördergesellschaften 
sollen sich deshalb mit ihren Partnern da-
für einsetzen, dass:
> die Dauer öffentlich geförderter Be-

schäftigung entfristet wird,
> begleitende Hilfestrukturen im Hin-

blick auf die individuelle Integrations-
(fähigkeit) in den allgemeinen Arbeits-
markt entwickelt werden und

> die aktiven und passiven Leistungen zu 
einer sozial- und leistungs(zuwachs)-
orientierten Integrationsstruktur ent-
wickelt werden, indem sozialversiche-
rungsp�ichtige Tätigkeiten verknüpft 
werden. Ä

Roman Zinter, 
Leiter der Geschäftsstelle des BLV ABS

Infos
Brandenburger Landesverband der 
Arbeits-, Bildungs- und Strukturfördergesell-
schaften e. V., Tel.: (0 33 28) 47 19 28, 
E-Mail: blv-ev@t-online.de,
Internet: http://blv-abs.de/blvindex.htm

Perspektiven der Brandenburger ABS-Gesellschaften 
Im Wandel der Reformierung der Arbeitslosenhilfe

Brandenburger Arbeits-, Bildungs- und Strukturfördergesellschaften (ABS) arbei-
ten schon über 15 Jahre erfolgreich als Partner der Kommunen und Agenturen für 
Arbeit bei der Umsetzung regionaler arbeitsmarktpolitischer Ziele. 49 von ihnen 
sind Mitglied des Brandenburger Landesverbandes der ABS. Sich ständig verän-
dernde gesetzliche Rahmenbedingungen der Arbeitsförderung verlang(t)en den 
ABS stets große Umgestaltungs- und Anpassungsfähigkeit ab. Der Landesverband 
versucht dabei immer aktuell zu unterstützen. Lesen Sie nachfolgend, wie Roman 
Zinter, Leiter der Geschäftsstelle des Verbandes, die perspektivische Entwicklung 
der ABS nach den gegenwärtigen Arbeitsmarktreformen sieht.
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